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Een woord vooraf


Offenbar ist die Republik noch nicht gekippt. Oder doch? Das Kippen ist ein merkwürdiger Vorgang. Er kommt nicht aus heiterem Himmel, sondern setzt das Schwanken voraus: „kippen: Die Herkunft des Verbs, das vom Niederd.-Mitteld. ausgehend gemeinsprachliche Geltung erlangt hat, ist unklar. (…) Das seit dem 18. Jh. bezeugte Substantiv Kippe (…) w ist im Sinne von ,Punkt des Schwankens oder Umstürzens‘ heute noch in der Wendung ,auf der Kippe stehen‘ gebräuchlich. In der Turnersprache bedeutet es ,Aufschwung am Reck‘. (…).“1 Um die letztere Verrenkung geht es hier nicht, sondern um eine Chronik des Schwankens und Umstürzens. Von Aufschwung kann keine Rede sein.


Die Chronik gehört zu den ältesten Formen der Historiographie.2 Sie verzeichnet Angaben zu den vier aristotelischen Formen der Begründung: zur causa formalis des Was, zur causa materialis des Woraus, zur causa efficiens des Wodurch sowie zur causa finalis des Wozu.3 Begründet wird in der folgenden Chronik die Frage: Was ist für die Aufzeichnung relevant? Schon in der Auswahl des Was, von den anderen W-Fragen wie Wer oder Warum einmal ganz abgesehen, steckt der Ansatz zum politischen Kommentar, denn es wird eine Relevanzentscheidung vorgenommen. Chronologisch angeordnete historisch-politische Stellungnahmen verstärken diese vorgegebene Struktur, indem sie der Dimension des festgehaltenen Zeitverlaufs retrograde Bezüge zuordnen, um das Tagesgeschehen besser verstehen und in größere Fragen einordnen zu können. Was nicht damit zu verwechseln ist, sie beantworten zu können.


Tatsächlich ist der Text eine Anti-Chronik. Denn die meisten der vorliegenden historisch-politischen Texte habe ich ursprünglich auf meiner Facebook-Seite gepostet.4 Beibehalten wurde die präsentistische, anti-chronologische Struktur ihrer Anordnung in einem historisch-politischen Tagebuch für 2024: das Aktuelle steht vorn. Dies spiegelt nicht nur den Zeit- und Epochencharakter, sondern auch die Schwierigkeit, in einem sozialdigitalen Medium die Entwicklung der jeweiligen Gegenwart aus einer bestimmten Vergangenheit heraus erklären zu wollen. Die aufmerksamkeitsökonomische Grundverfassung des Mediums ist nur an der wandernden Gegenwart interessiert. Die Vergangenheit muss bewusst immer wieder mit dem flüchtigen Jetzt konfrontiert werden, wobei dieses Vergangene bestenfalls zum Spiegel der Gegenwart wird.


Die Texte stellen eine Form des strikt täglichen öffentlichen Nachdenkens eines politischen Zeithistorikers dar, der sich durch die aktuelle Bedrohung des liberalen EU- und grundgesetzlichen Verfassungsstaats in Gestalt der schmutzigen Interaktion von Autokratismus, Neokonservatismus, Rechtspopulismus, Rechtsextremismus und Nationalbolschewismus herausgefordert fühlt. Wozu? Sich immer wieder schreibend der Grundlagen seiner Sicht auf den Zusammenhang von Geschichte und Gegenwart zu vergewissern, denn das ist neben Forschung und Lehre ein Kern seiner öffentlichen Aufgabe im Gemeinwesen. Den Grad dieser Herausforderung, das Ausmaß der Demokratiekrise bis hin zur Zerstörung der Begriffe der politischen Sprache, hätte ich mir noch vor wenigen Jahren nicht vorstellen können. Hier ist schon etwas gekippt. Aber niemand stellt den Antrag zum AfD-Verbot. Überall wird taktiert. So wie in Weimar ab 1930.


Kleine hundert Jahre reichen für den Vergleich nicht aus. Zur res publica amissa in der paradigmatischen Beschreibung des Scheiterns der römischen Republik von Christian Meier gehört das paradoxe Phänomen, dass es vor dem Kippen der Republik einen eigenartigen Zwischen- und Übergangszustand gibt, in dem sich die Post-Republik bereits ankündigt, ohne dass den Handelnden klar ist, ob der Kippunkt des politischen Aggregatzustands hin zu etwas anderem schon überschritten ist.5 Auch die politischen Akteure, die es besser wissen müssten, wollen einfach nicht wahrhaben, was vor ihren Augen, durch ihre Passivität oder Verstrickung geschieht. Überall wird taktiert. So wie in Rom 133 v. Chr.


Eine völlig andere, aber in mancher Hinsicht ähnliche Kippsituation besteht im politischen Berlin des Winters 1932/33. Auch hier gibt es ein chaotisches Neben- und Durcheinander von politischen Initiativen und Intrigen, zugleich ein starkes politisches Momentum für alle rechten Kräfte, die schon lange entschieden eine Alternative zum demokratischen Verfassungsstaat der Weimarer Republik suchen. Daraus folgt der Totentanz der liberalen Demokratie, die sich selbst abschafft. Möglich wird dies keineswegs etwa durch die extremistischen Gefahren von Rechts und Links, sondern durch die Steigbügelhalterrolle des deutschnationalen Konservatismus für den Nationalsozialismus. Hetze, Häme und Hasshechelei der rechten Intelligentzija insbesondere an den geisteswissenschaftlichen Fakultäten deutscher Universitäten nicht zu vergessen. Die erste selbstgleichgeschaltete Gruppe innerhalb der deutschen Gesellschaft waren die deutschen Studenten.6


Im Januar 2025 hat der organisierte deutsche Konservatismus durch seine gemeinsame Abstimmung mit der AfD im Bundestag ein ähnliches Szenario geprobt, auch wenn die Ergebnisse sich unterscheiden, da Geschichte sich nicht wiederholt. Was das für eine demokratische Regierungsbildung und den liberalen Verfassungsstaat nach der kommenden Bundestagswahl heißt, ist auf radikale Weise offen: res publica amissa.


2024 stand nicht nur die Berliner Republik auf der Kippe. Die vorliegenden Kommentare versuchen auszuloten und zur Diskussion zu stellen, warum das so ist, was es bedeuten könnte und was daraus folgt.


Alle Textarten vom politischen Kommentar über die Polemik, Satire, biographische Erinnerung bis zur Rede verbindet eine Liebe zur verstehenden Kritik im Sinne von Erich Kästners goldener Formulierung, die bezeichnenderweise aus dem Jahr 1932 und damit aus der Zeit der ersten Selbstabschaffung der Demokratie stammt:


„Was auch immer geschieht:


Nie dürft ihr so tief sinken,


von dem Kakao, durch den man euch zieht,


auch noch zu trinken.“7


Die Bereitschaft und Fähigkeit zur Kritik steht heute nicht mehr besonders hoch im Kurs. Sie war in den 1970er Jahren jedenfalls dort das Leitziel einer progressiven Pädagogik, wo nicht die Konservativen über die Schulbildung herrschte und der Gedanke an die Veränderbarkeit der Welt für eine kurze, liberale Phase der Gesellschaftsgeschichte in Teilen der Bundesrepublik nicht dumpfes, schon damals rechtspopulistisch mobilisierbares Erschrecken auslöste. An den verlorenen Zeiten gibt es nichts zu idyllisieren, diese Epoche ist gründlich abgeschlossen. Und meine Generationsgenossen West, die damals in der Grundschule waren, sind heute für eine kompetenzialistisch-positivistische Post-Pädagogik nicht nur in der Schule verantwortlich, die das Best-practice-Gutfinden und konsensualistische Schönreden von allem in den Mittelpunkt stellt: Bloß kein Streit! Das ergibt eine Gesellschaft, deren einer, größerer Teil, die Ja-Sager, im Kakao badet und sich gleichzeitig gar nicht an ihm sattrinken kann, während der andere, immer noch kleinere Teil außerhalb der Kakao-Becken, die Nein-Sager, den Verfassungsstaat an allen Ecken anzündet oder damit taktiert. Nicht nur das erinnert an 1932/33. Auch Uwe Tellkamp ist mein Jahrgangsgenosse.


Unter allen Texten – mit zwei Ausnahmen – steht nicht wie über Walter Kempowskis historischen Romanen in zumindest halb-ironischer Distanzierung „ Alles frei erfunden!“, aber sicherlich im Musilschen Sinn: alles „vorläufig definitiv“. Patentrezepte ausgeschlossen.


Am Ende sind zwei außerchronologische Texte angefügt, die trotzdem zur Chronologie des Jahres 2024 gehören. Ich bin ein Lehrerfamilienkind. Diese Atmosphäre und Moralität verbindet mich zeitlebens mit meinen Lehrereltern, mit meinem Lehrerbruder in einem Beruf mit viel mehr und freiwilligem Publikum, mit anderen moralischen Lehrern wie Erich Kästner und Walter Kempowski. Und dazu und dafür stehe ich. Ohne Moral ist alles nichts.


Das andere Außerchronologische ist der Text meiner Rede zum 3. Oktober 2024, den ich in Ettlingen bei Karlsruhe gehalten habe und die nach dem Sinn dessen fragt, was wir uns deutsche Einheit zu nennen entschieden haben, obwohl sich historisch unschwer zeigen lässt, dass es sich dabei um eine mehr politische Fiktion handelt, auf die wir genauso verzichten sollten wie auf die des deutschen Nationalstaats. Er löst kein Problem, er ist eines.


Die Coverabbildung zeigt Piet Mondrians Gemälde Composition No. III, with red, blue, yellow and black aus dem Jahr 1929. Für den Nordwestdeutschen und Niederlandehistoriker ist sie topographisch als realistische Landschaftsmalerei plausibel. In meiner Auffassung des Politischen steht sie für den Traum vom Struktur und Rationalität, wo Kontingenz und Dummheit vorherrschen.


Mein Dank gilt einmal mehr meinem Verleger Dr. Dirk Friedrich, der mutig genug ist, ein derart sperriges Buch in einem Verlag mit dem schönen Namen minifanal zu verlegen.


Sommerhausen, 27. Februar 2025
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31. Dezember 2024: Anmerkungen zu Putin


1978 erschien eines der bemerkenswerten Bücher über Hitler, Sebastian Haffners „Anmerkungen zu Hitler“.8 Ende der 1970er Jahre hatte sich in der deutschsprachigen Historiographie ein überwiegend makro-sozialgeschichtlicher Blick auf den Nationalsozialismus durchgesetzt, der strukturell und faktoral argumentierte. Die Person Hitlers trat dabei immer weiter in den Hintergrund. Trotz aller massiven Bemühungen der historisch-politischen Bildung gab es parallel in der Öffentlichkeit der Bundesrepublik, befeuert durch bestimmte Printmedien und auch das Fernsehen, eine regelrechte Hitler-Welle. Sie hing auch damit zusammen, dass bereits die größere Zahl der Deutschen keine eigenen Erinnerungen mehr an die NS-Zeit und Hitler hatte. Haffner war Zeitzeuge, außerdem historisch orientierter Publizist. Seine „Anmerkungen“ richteten sich sowohl an die Zielgruppe der Nachgeborenen, an sie sogar in erster Linie, als auch an die nach und nach abtretenden Generationen der Zeitzeugen.


Was er vorlegte, war keine Hitler-Biographie oder diktaturgeschichtliche Studie, sondern ein gelehrter Essay mit einer klaren Struktur. Haffner behandelte in dieser Reihenfolge Leben, Leistungen, Erfolge, Irrtümer, Fehler, Verbrechen und Verrat Hitlers. Darin lag 1978 eine größere Provokation, als man sich das im Rückblick vorstellen kann, denn von Hitlers Leistungen und Erfolgen zu sprechen, lässt sich auch apologetisch verstehen. So wurde es gerade von Zeitzeugen in den 1970er Jahren und von jungen Neonazisten auch verstanden: Es war ja nicht alles schlecht! Haffners diesbezüglich völlig unverdächtige Argumentführung zielt auf etwas ganz anderes ab, was mit den Forschungen zur Akzeptanz des Nationalsozialismus auf der Grundlage von Hitlers Charisma zu dieser Zeit erst in den Anfängen steckte. Der spätere britische Hitler-Biograph Ian Kershaw verfolgte genau diesen Ansatz: Zu verstehen, was bei Hitlers Deutschen Akzeptanz erzeugte und was nicht. Dazu gehört es, Leistungen und Erfolge ins Verhältnis zu Irrtümern, Fehlern, Verbrechen und Verrat zu setzen. Vereinfacht zusammengefasst, stellte schon Haffner in den „Anmerkungen“ fest, dass die bei den Deutschen extrem populären Leistungen Erfolge Hitlers wie der „Anschluss“ Österreichs und der „Blitzkriegs“-Sieg über Frankreich lediglich Akzeptanzvoraussetzungen für die Fehler und die Verbrechen des später so benannten Zivilisationsbruchs waren. Und dass Hitlers Verrat im Führerbunker unter der Reichskanzlei darin besteht, im Moment des Zusammenbruchs jedwede Verantwortung auf sein Wirtsvolk abzuwälzen, das eben vor der Geschichte versagt hätte und nun bekäme, was es verdiene: den Untergang.


Die Parallelen zur politischen Karriere Putins sind bei allen Unterschieden der Biographien und der politischen Kontexte offensichtlich. Auch dessen politische Integrationsleistungen und bisherigen militärischen Erfolge dienen einzig und allein dem übergeordneten, programmatisch festgelegten Ziel der Wiederherstellung einer der Sowjetunion plus X vergleichbaren Imperialität mit allen Mitteln, Verbrechen nach innen und außen eingeschlossen. Wie bei Hitler gibt es bei Putin fundamentale Irrtümer, die auf der Verstrickung in das eigene Weltbild beruhen, z.B. seine Unterschätzung der politisch-militärischen Handlungsfähigkeit des Westens ihm gegenüber. Handwerkliche Fehler bietet der Angriffs- und Ukrainekrieg vor allem in seiner ersten Phase in einem Umfang, die, wiederum wie bei Hitler, die zunehmende Isolierung des Diktators gegenüber der Expertise der militärischen Fachleute betreffen, die nicht mehr zu ihm durchdringt oder nicht mehr zugelassen wird. Der seitherige, wenn auch bescheidene militärische Erfolg zu einem hohen Preis beruht auf der Uneinigkeit des Westens. Die stärkste Analogie auf der psychologischen Ebene liegt in der Selbstidentifikation beider Führer mit dem Schicksal und der damit zusammenhängenden Koppelung ihrer politisch-militärischen Agenda an ihre Lebenszeit.


Noch ist Putin nicht im letzten Stadium des Verrats angekommen, dass ihn motivieren könnte, den atomaren Erstschlag zu wagen, weil er das erwiesenermaßen strukturell unterlegene Russland nicht mehr vor den Untergangsfolgen der Antwort darauf schützen muss. Deshalb muss Putin militärisch besiegt und möglichst beseitigt werden, bevor es dazu kommt.





8 Sebastian Haffner, Anmerkungen zu Hitler, München 1978.










30. Dezember 2024: Föderale Bremsen


im Verfassungsgefüge kennen, in dieser historischen Reihenfolge und in jeweils eigenen historischen Bezügen, die Schweiz, die USA und die Bundesrepublik. In allen drei föderalen Systemen, so verschieden sie und ihre Gesellschaften sind, liegt die strukturelle Funktion des Föderalismus in der Entschleunigung des politischen Prozesses, der sich mit dem dynamischen politischen Mandat und dessen Umsetzung in den Parlamenten ergibt. Der ständige Streit um Zuständigkeiten und Geld zwischen dem Bund und den Teilstaaten ist ein wesentliches Merkmal des Föderalismus. Zum verfassungsmäßigen Identitätskriterium wurde dies explizit nur im amerikanischen Modell. Hier soll die Staatlichkeit der Bundesstaaten die politische Durchherrschungskapazität des federal government traditionell einhegen. Darin artikuliert sich ein vormodernes Verständnis von Gewaltenteilung und Staatsaufgaben. In der Schweiz liegt der föderale Akzent stärker auf der eifersüchtig gepflegten kantonalen Identität, die eine Bundesstaatlichkeit überhaupt nur in der Form einer Confoederatio Helvetica zulässt. In der Bundesrepublik knüpft der Föderalismus des Grundgesetzes an vornationalstaatliche Zustände an und versteht sich als eine anti-diktatorische Lehre aus der zentralstaatlichen NS-Vergangenheit.


Jede Begründung des Föderalismus, die in den USA, die in der Schweiz und die in der Bundesrepublik, ist trotz ihrer historischen Kontextualität schon längst politisch prekär geworden. Besonders krass zeigt sich das in den USA. Die latent bürgerkriegsartige politische Spaltung des Landes in zwei Lager hat immer eine föderale Seite gehabt. Durch den Senat als die Vertretung der Bundesstaaten kann praktisch jedwede Politik einer Bundesadministration in D. C. ausgebremst, zumindest aufgehalten, oft genug komplett verhindert werden. Politischer Stillstand und eine starke Förderung des populistischen Elements in der Politik ist die Folge. Die Präsidentschaft von Trump, die stattgehabte und die zweite, wäre ohne den Diversionseffekt des US-Föderalismus so nicht denkbar. Mit Gewaltenteilung hat das nichts mehr zu tun. Es ist Politik- und vor allem Veränderungsverhinderung. Das gilt auch für die überfällige Verfassungsreform der gesamten US-Verfassungsordnung selbst, die keineswegs zu den besten Welt gehört. Sie enthält petrifiziertes Gedankengut der Spätaufklärung, das von den konservativen Scharfmachern im Supreme Court so wortgläubig ausgelegt wird wie die Bibel von evangelikalen Fundamentalisten. So als habe es den sozialen Wandel seit der politisch-industriellen Doppelrevolution nie gegeben. Und als könne er nicht nur aufgehalten, sondern rückgängig gemacht werden, so wie der Papst im 19. Jahrhundert den scheußlichen Modernismus von elektrisch Licht verurteilen konnte.


Der Föderalismus ist ein Hemmschuh aller notwendigen politischen Transformationen unserer Zeit. Ihn aus sich selbst heraus zu überwinden, ist so gut wie ausgeschlossen. Womit auch ein Urteil über die Reformierbarkeit der politischen Verhältnisse in den USA gesprochen ist. Im Fall der Bundesrepublik liegt die einzige diesbezügliche Hoffnung auf einem Sprung in ein entschieden supranationales Europa mit einer starken Brüsseler Zentrale und kulturell anerkannten, aber politisch zurückgestuften Provinzen. Sehr gern viele bunte Länderwappen an vormaligen Binnengrenzen und auf E-Fahrradkennzeichen. Die Politik der Zukunft darf nicht in den Provinzen mit provinziellem Horizont verhindert werden.










29. Dezember 2024: Freiheit und Kehrtwende hängen zusammen


Fünfzig Jahre nach dem ersten Club-of-Rome-Bericht „Limits to growth“ muss Europa den russischen Angriffs- und Vernichtungskrieg abwehren.9 Das wird die Chancen für eine Kehrtwende in der globalen Überlebenspolitik auf noch viel drastischere Weise mindern als die nicht abreißende Kette der Krisen und Kriege seit 1972. Erschwerend kommt als Erblast hinzu, dass viele Szenarien des ursprünglichen Berichts zu Industrialisierung, Ressourcen, Umweltfolgen, Bevölkerungswachstum und Ernährungsgrundlage schon viel früher eingetreten und teilweise negativ übertroffen wurden, als das vor einem halben Jahrhundert von dem Team um Dennis und Donella Meadows sowie den deutschen Ökonomen Erich Zahn am Massachusetts Institute of Technology berechnet worden ist.


Die politischen Randbedingungen und Ablenkungseffekte können wir uns heute genausowenig aussuchen wie 1972. Die Schlussfolgerungen des neuen Berichts wie ein Schuldenerlass für den Globalen Süden und eine Besteuerung der Superreichen dürften heute politisch durch neoliberale Austeritäts- und Gierideologie genauso hinter den Horizont geschoben werden wie der damalige schlichte Hinweis auf die Endlichkeit fossiler Energieressourcen. Aus der ersten Strukturanalyse eines Weltproblems, der immer weiter wachsenden Energieabhängigkeit von Wachstums- und Konsumpolitik, wurde in den westlichen Ländern des Globalen Nordens, allen voran in den USA, nach der Erfahrung der politisch bedingten Ölkrisen die erste Angstdebatte um die Versorgungssicherheit mit dem Stoff der Stoffe, dem Schwarzen Gold für das Allerheiligste, das Auto. Diese Verkürzung von der globalen Zukunfts- auf die PKW-Perspektive beförderte marktradikale Antworten seit den 1980er Jahren und war zugleich ihr egoistischer Inbegriff, mit dessen Konsequenzen wir uns heute auseinanderzusetzen haben. Ohne dass dies die neoliberale Verblendung auch nur verlangsamen würde, die einzigen zaghaften Ansätze globalpolitisch wirksamer Steuerungsinstrumente, die wir haben, die intergouvernemental vereinbarten, durch die systematische Zerstörung ihrer Träger, der zu ihrer Einhaltung bereiten staatlichen Akteure, im Wortsinn zu ruinieren. Auch hier ist der neue Bericht deutlich: Marktdynamik wird die Welt nicht retten. Nur die Politik.


Die wichtigste politische Randbedingungen ist heute, dass das russische Verbrechen schon deshalb nicht hingenommen werden kann, sondern durch eine Anti-Putin-Koalition aus der Welt gebracht werden muss, weil nur mit einem besiegten Russland überhaupt die Voraussetzungen zumindest grundsätzlich gesichert sind, dass offene Gesellschaften und demokratisch legitimierte politische Systeme weitreichende Transitionsentscheidungen treffen. Russland darf die Welt an der Kehrwende nicht hindern. Freiheit und Transition gehören untrennbar zusammen.





9 Vgl. https://www.3sat.de/wissen/nano/220302-rome-nano-108.html [25.01.2025].










28. Dezember 2024: Was bringt historisch-politische Publizistik?


Sie dient im besten Fall, wenn kritische Analyse und Lesbarkeit zusammenkommen, einer gewissen Orientierung eines eher speziellen Publikums mit historischen Sensoren. Es lässt sich ganz ohne kulturpessimistischen Unterton feststellen, dass es diese im engeren Sinn bürgerliche Öffentlichkeit in Europa nur noch in Spurenelementen gibt. Daher ist es auch gar kein Wunder, sondern Ausdruck normalen Medienwandels, dass nicht mehr mindestens einmal im Monat der große anlassbezogene Erklärartikel eines wichtigeren Fachvertreters in der Qualitätspresse und irgendwann später in einem Aufsatzband aus Anlass eines runden Geburtstags zu finden ist.


Die politische Geschichte ist heute deutlich weniger öffentlich sichtbar und engagiert als noch vor dreißig Jahren, also in der Zeit kurz nach der Erfindung des zweiten deutschen Nationalstaats von 1990. Die Kolleginnen und Kollegen schätzen die Fachöffentlichkeit und die Fachthemen mehr als alles, was mit historisch-politischer Bildung und Aufklärung zu tun hat. Das mag neben den gesellschaftlichen und medialen Veränderungen auch mit den Qualifikationsmustern auf dem Weg in die Wissenschaft als Beruf zusammenhängen, die immer noch keinen Weg darstellen, sondern lediglich die erhöhte Bereitschaft zum biographischen Hazard verkörpern. Zusätzlich zum fleißigen Würfeln werden möglichst zahlreiche Auslandsaufenthalte, Vernetzung und kooperative Projekte höher geschätzt als die Beteiligung an der public history oder gar das Bücherschreiben. Das erzeugt und reproduziert den Typus des tüchtigen, passungsfreudigen, pro-aktiven und teamfähigen Projektmanager-Sachbearbeiters, den CIO erst für die eigene Ich-AG, dann für eine öffentliche Anstalt, die Privatunternehmen spielt. Public intellectuals sind nice to have, but not essential. In Berufungskommissionen fällt dann gern, halb neidisch, halb verächtlich, das Wort vom Vielschreiber. Naturbegabungen mit Mitteilungsbedürfnis und dem dazugehörenden Selbstbewusstsein gibt es immer. Aber das sind Ausnahmen von der etwas grauen Regel. Dekonstruktivismus, Entpolitisierung und die nicht unberechtigte Kritik an der zu den männlichen Meistererzählungen gehörenden Neigung zu Mansplaining haben in der Summe die öffentliche, kritische, politische Geschichtswissenschaft wie die eines Hans-Ulrich Wehler komplett historisiert. Sie wäre heute nicht mehr möglich.


Eine Aufgabe und Chance der historisch-politischen Publizistik bleibt und gewinnt im Zeitalter des inneren und äußeren Autokratismus sogar noch an Bedeutung: die Erinnerung daran, dass es einen Unterschied zwischen Wahrheitsorientierung und offener Lüge gibt. Ob mit Fußnoten oder ohne, der historische Text lebt von der Qualität, Transparenz und Eleganz seiner Begründung. Das hat etwas mit der ars rationalis zu tun, mit Common sense, Stil und dem Geist eines alten römischrechtlichen Prozessgrundsatzes: audiatur et altera pars. Keineswegs zufällig sind das die Grundtugenden demokratischer politischer Kultur.


Eine Humanwissenschaft, die keine kritische Orientierung mehr bieten möchte, sondern nur noch Kompetenzen, Wissen oder Histotainment, hätte das Humanum erfolgreich hinter sich gelassen.










27. Dezember 2024: Die Faszination des Autoritären


Die Stunde der Autokraten schlägt nicht nur dann, wenn die Demokratie in der Krise ist. Das Autoritäre zieht bestimmte Menschen besonders an, und bestimmte Seiten der politischen Moderne fördern diese Neigung. Die Grundphänomen moderner politischer Verhältnisse ist ihre immer weiter wachsende Komplexität. Die gesellschaftlichen Subsysteme werden zugleich immer interdependenter, verrechtlicht und politisch steuerungsabhängiger, was zwangsläufig zu einem Verlust realer und gefühlter Autonomie führt. Moderne Industriegesellschaften sind derart systemisch voraussetzungsreich in ihrer materiellen und ideellen Infrastruktur, dass praktisch kein Lebensbereich oder Alltagsraum sich selbst überlassen bleiben kann. Damit kann nicht jeder konstruktiv umgehen.


Das autoritäre Politikangebot setzt bei dem charakteristischen Missbefinden an, das solche komplexen sozialen Strukturen erzeugen können. Autokraten versprechen mit der rhetorischen oder gelegentlich echten Kettensäge in der Hand, die für nicht wenige undurchschaubar und exklusiv wirkende Kompliziertheit der Welt und Dinge drastisch zu vereinfachen. Am Anfang dieses Prozesses steht der fürchterliche Satz von Ronald Reagan, der Staat sei nicht die Lösung, sondern das Problem. Für viele wirkt eine Politik des Dreinschlagens faszinierend und attraktiv: macht kaputt, was euch kaputt macht. Die Lust auf die Zerstörung alles Interventionsstaatlichen als Inbegriff der Konfrontation mit Einschränkungen des individual pursuit of happiness führt dazu zu übersehen, wem dieser Staat vor allem dient: denjenigen, die sich ein Analogon für seinen Schutz und seine Infrastruktur nicht auch privat kaufen können. Und so kommt es zu dem Paradox, dass Milliardäre wie Trump und Musk Millionen von unterdurchschnittlichen Verdienern über die Freude am destruktiven Autoritarismus dazu triggern, sich politisch den Ast abzusägen, auf dem sie sitzen.


Es kommt noch etwas anderes hinzu, der von Adorno und Horkheimer so treffend analysierte autoritäre Charakter mit seiner ichschwachen Prädisposition für autoritäre Führung. Dieser faschistoide Typus empfindet tatsächlich Freude am Geführtwerden und in der Rollenerfüllung von Führer-Gefolgschaftsverhältnissen. Er fühlt sich aufgewertet durch die kleine symbolische Teilhabe an der Großen Macht, die sich im digitalen Zeitalter nicht mehr in Parteiarmeeuniformen und Massenaufmärschen, sondern unendlich viel schneller, direkter und wirksamer in den imagined communities der social media vergegenständlicht: die X-Nachricht von Trump persönlich.


Die Allianz aus dem destruktiven und autoritären Typus ist dann schnell eines: das Ende der liberalen Demokratie.










26. Dezember 2024: Experten an der Regierung: ein Weg in die Autokratie


Autokratie und Expertokratie haben einen gemeinsamen Nenner, den Autoritarismus. In Demokratiekrisen ist der Ruf nach Expertenregierungen ein Indikator für die Gefahr, dass eine demokratische politische Kultur ins Autoritäre und Autokratische kippt. Die Befürworter rühmen an der Experten- oder Technokratenherrschaft den tatsächlich vorhandenen Gegensatz zur Herrschaft des Diskurses. Daraus spricht fehlendes Vertrauen in die freie Aushandlung der besten politischen Vorgehensweise durch den Austausch von Argumenten und eine Idealisierung vermeintlich personalisierter Expertise im Gegensatz zu den quasselnden, korrupten und nur an Macht interessierten Parlamentariern, die meinen, alles zu können und zu dürfen. Tatsächlich sind diese im liberalen demokratischen Rechts- und Verfassungsstaat genau dafür gewählt – innerhalb des Rahmens von Verfassung und Recht.


Das antiparlamentarische, antidemokratische Leitbild ist ein Regime des zwingenden Wirkungsgrads, dessen Kriterien nicht mit Laien diskutiert werden müssen oder können. Die absolute Autorität des Experten beruht auf seiner Expertise, nicht auf der politischen Überzeugungskraft seiner Argumente oder demokratischen Legitimation. Politik wird als technisch-funktionales oder als Rechenproblem gedeutet, für das es zweckmäßige und unzweckmäßige, falsche und richtige Lösungen gibt. Über die muss der Sachverstand verbindlich entscheiden, nicht das parlamentarische Geschwätz von Ideologen. Es ist immer bezeichnend, wer für ein solches Politikverständnis eintritt: alle Feinde der Verfassung.


Auch nach über einem halben Jahrhundert des Sozialdekonstruktivismus ist dieser Typus des autokratischen politischen Denkens nicht immer noch, sondern schon wieder in ganz neuen Generationen präsent. Seine robuste Attraktivität liegt im rhetorisch wirkungsgradstarken, sachlich illusionären Reduktionismus, der zudem eine stark populistische Seite hat. Zudem erweckt die Advokatur der Expertokratie den Eindruck, eine objektive und neutrale Ebene ober- und außerhalb des positionalistischen politischen Streits der Meinungen zu adressieren, die mit politischen Argumenten nicht erreichbar ist. Dass dies tatsächlich die Komplettverweigerung von demokratietheoretischer Epistemologie und -praktischer Machtkontrolle darstellt, steht auf einem anderen Blatt.


In den Niederlanden kann man dieser Tage sehr genau beobachten, wohin eine angebliche Expertenregierung in einer politischen Dauerkrise führt. Das politische Spiel der Aushandlung findet nicht mehr offen zwischen der Zweiten Kammer und der parlamentarischen Regierung statt, sondern verschiebt sich auf alle möglichen mehr oder weniger verdeckten Versuche der politischen Einflussnahme auf die Experten in der Administration. Anders gesagt, die allgemeine Repräsentativfunktion des Parlaments und seiner Regierung ist nicht mehr gegeben. Weil die Rechtfertigung der regierenden Experten zumindest formal und immer abgesehen von ihrer politischen Benennung außerhalb des Politischen liegt, werden alle möglichen genuin politischen Probleme vor der Hand nicht mehr als solche behandelt, obwohl im Hintergrund ein wahres Hauen und Stechen um die Durchsetzung der eigenen politischen Agenda bei der Manipulation der ,sachlichen‘ Fachregierung tobt.


Auch das ist ein Weg aus der liberalen Demokratie. Denn er verstärkt den Vertrauensverlust in den politischen Common sense der demokratischen Konsensbildung und Entscheidungsfindung zirkelschlüssig. Gewinnen können dabei nur die Autokraten als Befürworter der ganz großen Lösungen. Sie stehen für jene den Rechtsstaat beerdigenden Zynismen, dass, wo gehobelt wird, Späne fallen, und dass beim Trockenlegen des Sumpfes nicht die Frösche gefragt werden.










25. Dezember 2024: Das glücklicherweise ewige Leben mancher Eisenbahnfahrzeuge


tagesschau.de berichtet am 17. November 2024 über die schleppend vorankommende Elektrifizierung von Streckenabschnitten der DB und den Einsatz von Dieselloks.10 Der Oberleitungsbau ist seit den 1950er Jahren bei der Deutschen Bundesbahn im Gang, bei der Deut - schen Reichsbahn der DDR eingeschränkt seit den 1960er Jahren. Bei der Bundesbahn waren Dampfloks bis zum Oktober 1977, bei der Reichsbahn bis zum Ende der DDR im Regeleinsatz. Noch heute werden Museumsdampfloks vor DB-Bauzügen eingesetzt, wenn Dieselloks knapp sind, so immer wieder die Ettlinger 58 311.


Das Foto zum Artikel zeigt eine Multifunktionsdiesellok der Baureihe 218.11 Sie wird seit 1968 in Betrieb gestellt, hat zahlreiche Modernisierungswellen und Farbspiele (rot, ozeanblau-beige, Verkehrsrot mit weißem Lätzchen) hinter sich gebracht. Die vierachsigen Reisezugwaggons, die sie führt, gehören zu den UIC-X-Wagen der Deutschen Bundesbahn, die seit 1952 Dienst tun.12 Sie waren in der zweiten Klasse ursprünglich Flaschengrün, in der ersten Klasse blau, dann, unter anderem, ozeanblau-beige, schließlich weiß mit rotem Streifen und grauem Dach.


Die Lebenszyklen der Eisenbahnartefakte können unglaublich lang sein, wenn ganz bestimmte, staatsbahntypische Voraussetzungen erfüllt sind: strenge staatliche Vorgaben für den Bau durch die Industrie, Robustheit, bei Loks Multifunktionalität für Personen- und Güterverkehr, Bedienungsfreundlichkeit, sehr gute Reparierbarkeit durch perfekte Standardisierung. Deshalb wird keine einzige ICE-Generation eine solche Lebensdauer erreichen können wie die BR 218 und die UIC-X-Wagen. Die Höchstgeschwindigkeit der 218er liegt bei 140 km/h. Aber was hat der DB-Kunde von einem teilweise dysfunktionalen Hochgeschwindigkeitsnetz mit theoretisch höheren Durchschnittsgeschwindigkeiten, aber praktisch häufigem Ausfall?


Lok-Wagen-Züge sind bedeutend flexibler als die heute im Fernverkehr bildbeherrschenden Triebzüge, die nur komplett aneinandergehängt werden können. Die Lok-Wagen-Kombination setzt allerdings Abstell- und Rangierbahnhöfe voraus, die als attraktive, oft stadtzentrennahe Immobilien schon längst von der DB einmalig zu schnellem Geld gemacht und lekker teuer bebaut worden sind.


Alte 218er werden übrigens auch nach der Ausmusterung durch die DB „AG“ keineswegs verschrottet, sondern an andere, noch richtige Staatsbahnen oder Privatfirmen verkauft. Interessant wäre ein Kohlendioxid-Vergleich zwischen einer über fünfzig Jahren alten BR 218 vor UIX-C-Wagen und einem ICE der neuesten Generation, wenn die Nutzungsdauer einbezogen wird. Alte Eisenbahnfahrzeuge haben nicht nur das ewige Leben, sondern auch die bessere Energiebilanz.13


Nur als Erinnerungsposten Art. 87e (4) GG: „Der Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenpersonennahverkehr betreffen, Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.“





10 https://www.tagesschau.de/inland/bahn-strecken-100.html [25.01.2025].


11 https://de.wikipedia.org/wiki/DB-Baureihe_218 [25.01.2025].


12 https://de.wikipedia.org/wiki/UIC-X-Wagen_(DB)#IC-Z%C3%BCge [25.01.2025].


13 Vgl. David Edgerton, The shock of the old: technology and global history since 1900, Oxford/UK 2007.










24. Dezember 2024: Robert Frost, Stopping by woods on a snowy evening


„Whose woods these are I think I know.


His house is in the village though;


He will not see me stopping here


To watch his woods fill up with snow.


My little horse must think it queer


To stop without a farmhouse near


Between the woods and frozen lake


The darkest evening of the year.


He gives his harness bells a shake


To ask if there is some mistake.


The only other sound’s the sweep


Of easy wind and downy flake.


The woods are lovely, dark and deep,


But I have promises to keep,


And miles to go before I sleep


And miles to go before I sleep.“14


1923 erscheint Robert Frosts Gedicht „Stopping by woods on a snowy evening“: aaba, bbcb, dded, eeee. Eine eigenartige Intensität und Strahlkraft geht von dem unscheinbaren Vierstropher aus: rhythmisch, inhaltlich, emotional. Es ist die Zeit des stream of conciousness in den Großromanen: Ulysses, 1920, Zauberberg, 1924, Manhattan Transfer, 1925. Dies in parataktische Lyrik übersetzt zu haben, bleibt eine epigrammatische Komprimierungsleistung besonderer Art. Keine Silbe, kein Wort zu viel. Kein Zufall, dass auch Paul Celan sich an einer Übersetzung versucht hat. Sie muss daran scheitern, dass das komplizierte Deutsche semantisch und grammatisch weniger reduktionsfähig ist als das Englische.


Strophe I: Die Weltwahrnehmung des Menschen der Hochmoderne beginnt mit Rechtsverhältnissen. Wem der Ort gehört und welche Konsequenzen das trespassing haben kann, muss am Anfang stehen. From status to contract. Die Welt ist keine Schöpfung mehr, sondern eine geregelte Besitzordnung, selbst oder erst recht dann, wenn der Eigentümer gerade nicht seine Rolle als Besitzer geltend machen kann. Sogar der fallende Schnee fällt nicht irgendwo, sondern auf verbrieftes Eigentum. Wem gehört der eigentlich?


Strophe II: Das lebende Transportmittel kennt keine Rechtsbeziehungen, nur Erfahrungsroutinen. Von denen wird hier abgewichen, weil der Zaumführer sinnierend im Schnee stehenbleibt, erfahrungspraktisch gesehen zweckfrei. Das auf der Grundlage von Erinnerung zwecks Suche nach Sinn zu können, unterscheidet ihn, so Nietzsche in seiner Zweiten Unzeitgemäßen, vom Tiere. Er bestimmt über die Routinen. Aber Sinn findet er auch nicht in der anmutig tödlichen Natur, in einem Hans-Castorp-Moment des gebremst provozierten Sichverirrens im Schnee. Sondern in einer der ältesten Untergliederungen des Jahreslaufs, seit Menschen das Jahr gliedern: der Wintersonnenwende, dem Dunkelheitspunkt ohne Halt.


Strophe III: Tier und gedachter Sinn kollidieren. Wer nicht von der Suche und ihrer inhärenten Todesnähe gewärmt wird, möchte nicht verharren. Das dumme Leben soll und will weitergehen. Aber nicht aus den richtigen Gründen, sondern nur, weil ihm kalt wird. Nur der C. D. Friedrich-Mensch hat temperaturindifferent Sinn für den leisen und sanften Anprall der hexagonalen Symmetrievarianten, deren Regelförmigkeit ästhetisch und tödlich zugleich ist. Jedenfalls einen Moment lang.


Strophe IV: Der abendländisch-atlantische Appell dringt im Akteur ins Vollbewusstsein: eeee. Trompetensignal, immer hintergründig militärisch. Es geht dabei um gegebene Versprechen und einen noch langen Weg. Das ist immer der Fall in der Western history. Werte, Selbstermächtigungen, Zielhorizonte. Ob The white man’s burden oder The Gods of the copybook headings. Das Viertonhorn ruft zum Angriff. Geschlafen wird später. Ein Empire oder die Zukunft erobert man nicht durch Reflexion.


Frosts Gedicht lässt sich optimistisch bis an die Grenze des Sozialistischen lesen: als Selbstbesinnung auf den Eroberungsauftrag aller versprochenen Zukunft. Nicht stehenbleiben, weitermarschieren. Tatsächlich enthält es eine tiefe Ambivalenz, die mit dem Abstand von einhundert Jahren seine zeitlose Intensität ausmacht. Im stream of consciousness der Moderne liegt alles nebeneinander: die eherne rechtliche Ordnung der Dinge, die fluiden Erfahrungen des Einzelnen in der Welt, das Kaleidoskop der Motivationen, der immer erschreckende Moment des Aufwachens aus allen imagined communities in einer Realität, in der es schneit, Jahreszeiten gibt, und die darin liegende, nicht wegzurationalisierende Mahnung an die Endlichkeit des eigenen Lebens. Die Illusionen verlieren sich im Schnee. Aber manchmal gibt es historische Situationen, in denen die vorgestellten Gemeinschaften unseren ganzen Einsatz verlangen, weil sie für die besseren Illusionen stehen, für die promises to keep, die von 1776 und 1789: eeee.


Klassik ist definiert durch zeitlose Lesartoffenheit. In diesem Sinn ist der Text idealtypisch klassisch: optimistisch lesbar in Zeiten Kennedys, resilienzfördernd im Zeitalter der Autocracy, Inc.





14 https://www.poetryfoundation.org/poems/42891/stopping-by-woods-on-a-snowy-evening [25.01.2025].










23. Dezember 2024: Zurück zum Primat der Politik


Die gegenwärtige tiefe politische Krise des Westens drückt eine in mehrfacher Hinsicht revolutionäre Verschiebung im Verständnis des Politischen aus.


Die massenkonsumtive Revolution seit den 1960er Jahren enthält das gefährliche, weil nur in Suchtkategorien in seiner Wirksamkeit adäquat zu beschreibende Versprechen, dass eine wachstumsfixierte, von selbstverständlicher Energieversorgung und Technologieentwicklung ausgehende Politik die voraussetzungs- und folgenlose Wiederkehr des Paradieses mit Wohlstand nicht für alle, sondern für jeden garantieren kann. Die Modernisierungs-Politik begab sich mit der Umarmung solcher Utopien bis hin zur Idee vom anstrengungsfreien Wohlstand in eine Abhängigkeit, die den Primat des Wünschbaren über die Realität begründet hat. Damit wird der Abschied von aller Realpolitik besiegelt.


Als Folge des Neoliberalismus wurde Politik auf allen ihren Ebenen der Programmatik, der Aushandlung und der Umsetzung seit den 1980er Jahren einem verengten Verständnis von Ökonomie untergeordnet, und zwar sogar noch weitergehender als im dialektischen und historischen Materialismus. Politik hatte nicht einmal mehr die Eigenwürde des ableitbaren Überbaus der ökonomischen Basis, sondern verstand sich auch immer stärker selbst als Komplize bei der Privatisierung der Gewinne und Sozialisierung der Verluste. Geltungsrelevante Begründungen für den politischen Aushandlungsprozess brauchte sie weder zu liefern noch gegen andere Konzepte durchzusetzen. Das übernahm vollständig die apriorische Ideologie von der Suprematie und Selbststeuerung der Märkte. Politik sollte sich auf die Zerstörung staatlicher Interventions- und Regulierungsfähigkeit konzentrieren. Die in demokratischen Verfassungsstaaten gegebene politische Legitimation der Politik trat dabei ebenso immer weiter in den Hintergrund wie die gegebenenfalls in der Verfassung formulierten, unter anderem sozialen Staatsziele. Mit dem erfolgreichen Kampf gegen die einzige politische Instanz, die in der Lage ist, kapitalismusregulierend zu agieren, den demokratisch legitimierten Staat, vollendete sich der Primat einer bestimmten Auffassung von Ökonomie über die Politik.


Die digitale Revolution ermöglicht ein ständiges Plebiszit gegen jedwede Form repräsentativer demokratischer Politik. Die digitalen Medien überholen die langsamere Geschwindigkeit aller Aushandlungsprozesse in der Demokratie. Darin liegt die eigentliche Revolution. Sobald sich die Politik in den demokratischen Verfassungsstaaten darauf einlässt, die plebiszitären Potentiale der sozialmedialen Dynamik als neuen Standard nicht nur zu akzeptieren, sondern sogar für eigene Zwecke zu missbrauchen, schafft sie sich selbst ab. Der Primat von Null-Eins über die freie Deliberation ist perfekt. Damit wird der Weg zum Ende der Aufklärung beschritten.


Mit der Entstehung eines neuen Typs von global vernetzter Autokratie seit dem Ende des Kalten Kriegs und vor dem Hintergrund des Siegeszugs neoliberaler Mindsets ergab sich die zweite große, wahrscheinlich für das 21. Jahrhundert charakteristische Herausforderung des Primats der Politik: die schurkenstaatliche Internationale der ökonomisch und militärisch, aber keineswegs ideologisch miteinander verflochtenen, mafiösen Herrschaften der offenen Kriminalität nach innen und außen. Anders als die modernen Diktaturen des 20. verstecken die heterogenen, nur im Hinblick auf die Strategien der Machterhaltung verwandten hochideologischen Autokratien des 21. Jahrhunderts ihre Kriminalität nicht mehr, sondern nutzen sie, darin mafiagleich, als Teil ihres Auftretens. Hier liegt ein Primat des organisierten Verbrechens über die Politik vor.


Zu den großen Aufgaben des Politischen im 21. Jahrhundert muss es gehören, zumindest den Versuch zu unternehmen, den Primat des Politischen gegenüber einer staats- und demokratiezerstörenden Auffassung von Ökonomie und digitaler Technologie sowie gegenüber einer offenen Herrschaft des Verbrechens und von Verbrechern konzeptionell und in einer naturgemäß supranationalen demokratischen, verfassungsstaatlichen Governance wiederherzustellen. Dazu gehört die Wiedergewinnung der Fähigkeit, unangenehme Wahrheiten auszusprechen und zu politisieren: Es gibt Grenzen des Wachstums, auch wenn oder gerade weil der Kapitalismus auf Wachstum beruht. Es gibt Grenzen des Wohlstands, und zu den unangenehmen Aufgaben der Demokratie gehört es, keine Politik gegen diese auf vielen Ebenen belegte Erkenntnis zu betreiben, so schwierig das auch ist.


Der erste Schritt einer Wiedergewinnung des Primats der Politik liegt in der deutlichen Beschreibung des Status quo der politischen Realitäten durch die Politikwissenschaft und die politische Geschichte. Der zweite Schritt besteht in einer Theorie des neuen Primats der Politik. Nur die Politik ist berufen und befugt, im Rahmen der Verfassungsordnung über die Ausrichtung des Gemeinwesens zu bestimmen. Illusionen über die Ökonomie oder die Technologie sind es ebensowenig wie die Selbsterhaltungsabsichten eines Verbrecherkartells. Habe Mut, Dich Deines eigenen Verstandes zu bedienen!










22. Dezember 2024: Eine Phase der Kriege


In den internationalen Beziehungen droht auf unabsehbare Zeit eine Häufung von kriegerisch eskalierenden Krisen, deren Ursache der Vormarsch der Autokratien ist. Ermöglicht wird das durch die mangelnde, mittelfristig kaum zunnehmende Bereitschaft oder Fähigkeit der führenden Mächte des Westens, entschiedene Schritte der Verteidigung zu unternehmen. Die USA fallen unter Trump als Führungsmacht komplett aus. Die Kollateralschäden dieser Administration in der internationalen Politik und in den internationalen Institutionen sind noch gar nicht abzusehen. Drei Szenarien ragen hier besonders heraus.


Die Trump-Regierung beginnt einen Handelskrieg mit China. In dessen Folge entstehen Kapitalmarktturbulenzen mit gravierenden realökonomischen Folgen. Diese bewirken eine Beschleunigung der demokratisch-verfassungsstaatlichen Systemdesintegration in verschiedenen Ländern des Westens und insbesondere des globalen Südens. Notwendige Investitionen in die Transition bleiben aus, die Transitionskosten geraten durch die immer stärker spürbaren Folgen des Klimawandels außer Kontrolle. Zusätzlich kommen ungekannnte Dimensionen von Migrationsbewegungen in Gang, befördert durch die autokratische Politik von kleptokratisch-mafiosen failing states im Einflussbereich Chinas und Russlands. Große Teile Afrikas versinken in einer explosiven Gemengelage von Bürger- und Stellvertreterkrieg mit Rückkoppelungseffekt auf die internationalen Beziehungen. Afrika ist der Balkan des 21. Jahrhunderts.


Im Nahen Osten bewirkt die Politik Trumps eine direkte Konfrontation mit dem bereits geschwächten Iran. Je nach Massivität des US-Einsatzes gegen Teheran, solidieren sich islamische Regime weltweit über alle Friktionen hinweg. Es folgt eine neue Qualität von islamistischem Terrorismus in allen Zentren des Westens. Durch die Präsenz Russlands in Syrien besteht ein hohes Eskalationspotential.


Trump erpresst die Selenskyj-Regierung mit der Streichung der militärischen US-Unterstützung zu Waffenstillstandsverhandlungen mit Russland. Die absehbaren russischen Maximalforderungen bei den Kriegszielen bewirken einen Sturz Selenskyjs. Der russische Vernichtungskrieg geht weiter und führt zu einer langsamen Eroberung immer weiterer Teile der Ukraine, eventuell bis zum Fall Kiews. Selbst wenn die späte Trump-Administration Gegenmaßnahmen einleitet, kann das Blatt nicht mehr gewendet werden. In dem politischen Chaos nach dem Ende der Amtszeit Trump in den USA testet Putin durch den Angriff auf ein ostmitteleuropäisches NATO-Mitglied die Gültigkeit von Art. 5 NATO-Vertrag.










21. Dezember 2024: Der schwächste Kanzler in der Geschichte der Bundesrepublik


Die historische Statur eines Bundeskanzlers bemisst sich nach seiner Fortune in den großen, primär historiographierelevanten außenpolitischen Fragen von Krieg und Frieden. Legt man diesen Maßstab an O. Scholz an, wird man keinen anderen Amtsträger seit der Gründung der Bundesrepublik finden, dessen Schwäche zugleich derart substantiell und strukturell ist. Auch keineswegs schwache Kanzler können substantielle oder strukturelle Schwächen haben, aber nie beides. Substantiell sind meistens hartnäckige politische Leitbilder oder auch politische Ängste wie Adenauers chronische, nur zu berechtige Sorge vor einem möglichen isolationistischen Teilrückzug der USA aus dem freien Europa oder Merkels Ordnungsvorstellung von der EU als ewigem Regensburger Reichstag. Sie führen zu Erpressbarkeit. Struktureller Natur können charakterliche Defizite sein wie G. Schröders Neigung zur Männerfreundschaft mit einem blutigen Autokraten. Sie führen zum Maßstabsverlust.


Scholz hat durch seine Außen- und Sicherheitspolitik die Bundesrepublik erpressbar durch russische Drohungen gemacht und durch seine „Besonnenheit“ gegenüber dem Angriffskriegsverbrecher Putin massiv dazu beigetragen, generelle Zweifel an den Maßstäben seiner Gefahrenwahrnehmung für den Krieg der Autocracy, Inc. gegen den Westen zu bestätigen.


Er betont es in dem für ihn peinlich charakteristischen Eigenlob immer wieder, dass die Bundesrepublik unter seiner Kanzlerschaft zum wichtigsten europäischen Unterstützer der Ukraine geworden ist. Das bleibt statistisch richtig, aber politisch falsch. Denn sowohl durch die Art der Gewährung dieser Hilfe – immer zu spät, immer erst unter Zugzwang – als auch und vor allem durch seine erläuternde außenpolitische Rhetorik hat er es geschafft, diese Leistung komplett zu relativieren. Auf jede Initiative Putins reagiert der Bundeskanzler defensiv, dilatorisch oder sogar implizit relativierend, indem er behauptet, einen Gesprächsfaden aufrechtzuerhalten, den es nie gegeben hat. So verstärkte er den Eindruck, dass es Putin vollumfänglich gelingt, den Regierungschef der größten Volkswirtschaft der EU einzuschüchtern und ihm die militärische und politische Agenda immer wieder zu diktieren.


O. Scholz kann nicht vorgeworfen werden, er habe nichts für die von ihm selbst so benannte Zeitenwende getan. Es ist viel schlimmer. Er hat sie durch seinen Politikstil trotz all dessen, was er zur Bündnisfähigkeit der Bundeswehr und zur Unterstützung der Ukraine in Gang gesetzt hat, selbst so weitgehend relativiert, dass dem eigenen politischen Handeln nicht der entsprechende außen- und sicherheitspolitische Gewinn an Handlungsspielraum entspricht. Die russische Geheimdiensteinschätzung, er sei unter den westlichen Feinden der Angenehmste, bringt das auf den Punkt. Das ist das Echo der „Besonnenheit“.










20. Dezember 2024: Putins Vorwurf des Antirussismus


Mehr Täter-Opfer-Umkehr geht nicht. Putin stellt sich insbesondere gegenüber den dafür empfänglichen Teilen der deutschen Gesellschaft als verfolgte Unschuld dar. Er missbraucht dabei die Erinnerung an den nationalsozialistischen Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion als emotionale Ressource des „Großen vaterländischen Krieges“ nach innen und für den Vorwurf des Antirussismus nach außen. Klar zu benennen, dass seine Herrschaft und sein Krieg gegen die Demokratie Ausdruck seiner mafiosen Autokratie und seines größenwahnsinnigen Imperialismus sind, hat mit antirussischen Haltungen nicht das geringste zu tun, sondern einfach nur damit, dass Putin wie ein mafioser Autokrat und größenwahnsinniger Kriegsverbrecher handelt.


Auch der legitime Vergleich zwischen Putin und Hitler ist schon deshalb kein Ausdruck von Antirussismus, weil er sehr deutlich die Unterschiede zwischen zwei Personifikationen von Totalitarismus herausarbeitet, die nichts mit der Herkunft der beiden Diktatoren zu tun haben. Putin will um jeden Preis die universalistischen rechtlichen Maßstäbe aus der Welt bekommen, die einen derartigen Vergleich überhaupt ermöglichen. Sie stellen die Grundlage des westlichen Wertesystems dar, das für ihn eine größere Bedrohung darstellt als das US-Arsenal an interkontinentalen atomaren Raketen. Denn die Raketen sind nur in einem sehr speziellen Abschreckungsszenario relevant, die Werte bleiben eine tägliche Gefahr.


Dass Putin allgemeine Menschen- und Bürgerrechte verachtet und abschaffen will, ist Ausdruck der Konsequenz eines Autokraten. Mit der Tatsache, dass er Russe ist, hat das ebensowenig zu tun wie mit angeblich verbindlichen, zu bestimmten Schlüssen zwingenden historischen Erfahrungen. Welche Schlüsse wir aus der Geschichte ziehen und welche Werte wir akzeptieren, ist keine Frage der Abstammung, sondern der freien Willensentscheidung für das eine oder das andere. Putin hat sich entschieden und entscheidet sich jeden Tag neu, eine Verbrecherherrschaft anzuführen und verbrecherische Mittel einzusetzen, diese zu erhalten und auszudehnen.


Im rechts- und verfassungsstaatlichen Denken werden nicht Kriminelle, sondern wird vielmehr die Kriminalität bekämpft. Nicht ein Tätertypus ist entscheidend für die tatbestandgemäße, nicht gerechtfertigte und im juristischen Sinn schuldhafte Handlung, sondern die Tat allein. Putins Opfer- und Exkulpationsnarrativ vom Antirussismus soll von seinen kriminellen Taten ablenken. Sonst nichts.










19. Dezember 2024: Progressive Politik und Geschichte als Ressource


Die Politik des Progressivismus hat immer schon einen strukturell ahistorischen, manchmal sogar explizit antihistorischen Grundzug. Sie interessiert sich in ihrer Fortschrittsgestimmtheit für die Zukunft, nicht für die Vergangenheit. Die sieht sie ein wenig so wie das Zeitalter der Aufklärung das Mittelalter: als Abgrenzungsprojektion der dark ages. An diesem Reflex erkennt man die ideengeschichtliche Herkunft des Progressivismus aus der linksliberalen und linken Denktradition der klassischen Moderne. Dabei lässt sich leicht übersehen und emotional verdrängen, dass gerade die Moderne und ihr wesentliches Projekt, irreversibler, sich selbst tragender Fortschritt, schon längst eine Geschichte haben. Deren Relevanz kennen die sozialkonservativen rechten und auch linken Anti-Progressiven sehr genau. Aus der Geschichte der Widerstände gegen, aber auch der hausgemachten Fehler, unintendierten Nebenwirkungen und Katastrophen von Fortschrittspolitik kann man vieles für die zynische Politik der Beharrung ableiten, vor allem die stets erfolgreiche Politisierbarkeit der Angst vor Veränderung.


Die progressive Politik heute braucht eine zeit- und problemgemäße Wiederbelebung dessen, was man bis ins späte 19. Jahrhundert in der britischen akademischen Tradition whig history nannte: eine liberalprogressive, aber nicht ideologisch linke Historiographie, die ihre Aufgabe darin sieht, einer Politik des Wandels die argumentative Ressource der Geschichte zu erschließen. Das ist positionell, aber nicht parteiisch, sondern überparteilich für den Fortschritt. Diese Haltung stellt das liberale, progressive Analogon zum konservativen Normalismus dar, der von der Selbstverständlichkeit ausgeht, dass rechte Positionen eine Art von anthropologischer Existenzberechtigung in der Verteidigung des angeblich immer schon so Gewesenen gegen alle Formen zerstörerischer und gefährlicher Veränderung haben.


Zu einem progressiven Blick auf die Geschichte gehört eine realistische Fehleranalyse, die nicht nur, aber vor allem mit allen Fragen der Akzeptanz zu tun hat. Fortschrittspolitik hat in ihrer noch kurzen Geschichte seit der politisch-industriellen Doppelrevolution sowohl große Begeisterung als auch starke Ablehnung erzeugt. Anders als konservative Politik bleibt sie immer auf die bessere Begründung als Grundlage der Akzeptanzerzeugung angewiesen. Sie hat die Beweis- und Erfolgslast immer gegen sich. Nichts zu tun, ist immer einfacher als etwas Neues durchzusetzen.


Die grundlegende Botschaft eines progressiven Geschichtsverständnisses kann sein, dass politisch gesteuerter Wandel möglich ist und gelingen kann, wenn er an Werte gebunden ist. Und zwar nicht die des individual pursuit of happiness, sondern die des Gemeinwohls wie sie in der Verfassung grundgelegt sind. Progressivisten sind Verfassungsenthusiasten.










18. Dezember 2024: Der Fährmann, der Lebensgeschichten übersetzt


In einem längeren Feature zu seinem Großwerk Echolot aus den 1990er Jahren verwendet Walter Kempowski ein Bild für eine bestimmte Gefühlslage bei seiner historisch-literarischen Arbeit, das einen wesentlichen, meist verdrängten emotionalen Aspekt des Eintauchens in Geschichte erscheinungsgleich berührend fasst.15 Er beschreibt, wie er sich mit den unzähligen Fotos und Ego-Dokumenten von Menschen im Zweiten Weltkrieg beschäftigt hat, von denen er weiß, dass und oft sogar wann sie sterben werden. Alle Anteilnahme an ihrem Leben, ihrem Schicksal, ihrem „Zappeln in unserer Hand“, wie Kempowski es ausdrückt, schließe es trotzdem aus, die Toten, die noch keine sind, „rüber[zu]setzen“. Der Historiker-Schriftsteller gesteht hier eine der tiefsten anthropologischen Erfahrungen bei der Selbstkonfrontation mit der Vergangenheit, die immer auch eine mit dem Tod ist. Alle historische Erkenntnis führt bis an diese wandernde gläserne Wand, aber nie durch sie hindurch. Wer das vorschnell für trivial oder für die Distanzlosigkeit eines nicht geschichtswissenschaftlich arbeitenden, in Geschichte dilettierenden Literaten hält, kann niemals von dem ergriffen worden sein, was Kempowski umschreibt: ein anteilnehmend verstehendes, deshalb nicht entschuldigendes Mitleiden, aus dem einerseits die Erfahrung der Machtlosigkeit, andererseits eine hohe Verantwortung des Aufbewahrens resultiert.


Denn wenn all die unendlich vielen Lebensgeschichten, die irgendwann abgebrochen sind, nicht festgehalten werden, dann sterben diejenigen, um deren Leben und Sterben es ging, ein zweites Mal und endgültig. Für Kempowski war dieser selbsterteilte Auftrag, gegen das Vergessen anzuarbeiten, eine mächtige, allerdings ihren psychischen und physischen Preis fordernde Mission, die man sich nicht wählt. Sie wählt und konsumiert einen.


Der Berufshistoriker sollte sich mit Kempowskis exemplarischer Getriebenheit beschäftigen. Nicht in der Illusion eines ohnehin kaum oder gar nicht direkt möglichen Lernens aus der Geschichte liegt die humane Hauptaufgabe des Historikers, auch nicht im Anbieten grandioser Meistererklärungen zwischen Buchdeckeln oder in Gedenktagsreden, wenn schon die Meistererzählungen ausdekonstruiert sind, sondern im gründlichen Sammeln und Aufbewahren der vielen Stimmen der Toten. Kempowski spricht von „diesem fast ungehörigen Besserwissen als die Toten“. Das ist ein Grad von Bescheidenheit, den die meisten Fachhistoriker nicht kennen. Sie sind viel zu stolz auf ihre ostentative Unbescheidenheit als die Herren der Deutung. Und könnten doch vor allem eines sein: Fährleute für Lebensgeschichten und ihre Erfahrung. Sie fahren über in die Vergangenheit und bringen niemanden zurück, aber immer etwas mit.





15 https://www.youtube.com/watch?v=_Mhoxinp70I [25.01.2025]., 34:30 ff.










17. Dezember 2024: Progressive Politik und die Vermeidung von Stillstand


Zu den in der deutschen Gesellschaft der letzten fünfzig Jahre besonders verbreiteten Illusionen gehört die Annahme, dass sich der Fortschritt hin zu mehr Wohlstand auf der Grundlage einer gesicherten verfassungsstaatlichen Demokratie und stabiler internationaler Beziehungen von selbst versteht. Die in den letzten zwanzig Jahren zu gewinnende Einsicht in die sich verändernden ökonomischen, militärischen und politischen Realitäten führt bei nicht wenigen verunsicherten Zeitgenossen zu einer Art intuitiver Ablehnung veränderungsorientierter, progressiver Politik, die als Sündenbock für alle realen und gefühlten status quo-Verschlechterungen identifiziert und verteufelt wird. Die Wahlerfolge der Rechten überall im Westen profitieren von diesem Trend, der Angst politisiert.


Der schlimmste strategische Fehler des Progressivismus angesichts dieser Ausgangslage wäre es, jetzt substanzielle Abstriche am progressiven Programm der industriegesellschaftlichen Transition zu machen. Ein solches Eingehen auf Ängste vor sozialem Wandel in Krisenzeiten würde nur die sozialkonservativen Neigungen bestätigen und verstärken, welche dem Reflex zugrundeliegen, in der Not keine Politik des gesellschaftlichen Umbaus zu betreiben. Die Aufgabe progressiver Politik muss vielmehr darin liegen, konstruktiv und lösungsorientiert auf die Gefahren des politischen Stillstands einzugehen, der die eigentliche Ursache für den Großteil der gegenwärtigen ökonomischen und politischen Probleme in der Bundesrepublik ist. Sozialer Wandel lässt sich nicht durch rechts- oder linkspopulistische Stillstands- oder Regressionsversprechungen aufhalten, aber progressiv gestalten.


Angesichts einer politischen Szenerie, in der die Grünen die letzte verbliebene, programmatisch progressive Kraft im Parteienspektrum sind, bedarf diese Argumentation gegen ein verbreitetes sozialpsychologisches Muster eines ganz neuen Maßes an Vermittlungssensibilität. Nur so kann dem Vorwurf des Präskriptiven begegnet werden. Stillstand muss als das erkennbar gemacht werden, was er ist: eine in jedem Fall gefährliche Illusion, deren Voraussetzungen nicht gegeben sind, deren Folgen aber trotzdem eintreten. Sicherheit liegt nicht darin, sich über die ökonomischen, militärischen und politischen Handlungsspielräume und Notwendigkeiten etwas vorzumachen, sondern in einer begründeten politischen Priorisierung, welche politischen Ziele im Moment Vorrang haben müssen, um die Chancen für progressive Veränderung zu wahren.


Pazifistischer Stillstandsillusionen beenden nicht den Krieg der Autokratien gegen den Westen. Sozialkonservatives Klammern an prekär gewordenen Industriestrukturen sichert keine Arbeitsplätze. Verzögerungsstrategien des Energiewandels schaffen keine Investitionssicherheit für die hochenergieintensive Industrie.


Stillstand muss wieder zum Unwert werden, Fortschritt zum Leitbild.










16. Dezember 2024: Was dem Osten fehlt


ist Humor. Es gibt keinen ostdeutschen Loriot oder Hape Kerkeling oder Polt, Gerhard. Monty Python ist ein cultural code des Westens. Diesen Umstand sogleich wütend als unabweisbaren Beleg für die bösartige westliche mediale Unterdrückung des geknechteten Ostens oder sogar des ultimativen West-Zynismus zu sehen, vom Ostler Selbstironie zu verlangen, bestätigt den Obersatz. Als sollte der Osten den Kakao nicht nur trinken, durch den er gezogen wird, sondern auch noch darüber Witze machen und selbst lachen können. Ist es wirklich so einfach? Liegt es tatsächlich immer und monokausal an der Diskurshegemonie des Westens, dass noch niemand von einer Cabaretbühne im Osten die ARD-Prime time erobert hat? Oder könnte es sein, dass es dort an einer liberalgesellschaftlichen Grundvoraussetzung für Humor fehlt, an der Fähigkeit zur relativierenden Distanz von der Welt und der eigenen Weltsicht? Nur wenn das gegeben ist, kann man das theatrum mundi komisch finden und auch so darstellen, dass man darüber lachen kann. Humor war im übrigen seit jeher eine Waffe der Unterdrückten, denn nichts beschädigt die Unterdrücker mehr als das applausfähige Vorführen ihrer Lächerlichkeit. Autokraten haben keinerlei Humor.


Aber im Osten muss alles immer essentialistisch bierernst sein. Statt über die eben gerade in der Demokratie und offenen Gesellschaft besonders zu Tage liegenden menschlichen Schwächen der Politik, der Politiker und des Politischen zu lachen, weil man immer selbst Teil des gesamten Unsinns ist, steht ein nicht kleiner Teil der Ostdeutschen wieder irgendwo und meint, wieder einmal nicht anders zu können als den prinzipiellen Systemwandel oder -bruch zu fordern. Rein ab bis auf den Grund. Diese Grundhaltung führt auch zu einer Fehlinterpretation des Erbes der friedlichen Wende von 1989/90. Das besteht keineswegs darin, die Revolution in Permanenz zu verlangen oder zu organisieren, sondern sich vielmehr in den Alltagsniederungen der demokratischen Praxis mit der Wirklichkeit zu arrangieren. Mit einem lachendem und einem weinendem Auge. Oder der tragischen und der komischen Maske.


Der Westen mit seinen Lebenslügen hat seine urkomischen Seiten, der Osten nicht weniger. Über politische Führungskräfte wie Mario Voigt, Michael Kretschmer oder Manuela Schwesig keine Witze zu machen, bedarf schon einer enormen Anstrengung. Es zu tun, bedeutet dabei keineswegs, ihre demokratische Legitimation oder verfassungsgemäße Rolle im politischen System in Frage zu stellen so wie die rechten und leninistischen Totengräber der Demokratie: ebenfalls ohne zu lachen.


Eine der wichtigsten Funktionen von Humor ist es, die Welt wieder gestaltbar erscheinen zu lassen: worüber man lachen kann und sollte, ist kein Schicksal und oft genug eine Facette eigener Eigenschaften im anderen.










15. Dezember 2024: Die freistaatliche Zukunft der Pfalz


Der freistaatliche Föderalismus ist in dem Sinne kompetitiv, dass die europäische Geschichte als ein Wettbewerb der Besten um die Zugehörigkeit zum Freistaat Bayern und seiner tausendjährigen Geschichte aufzufassen ist. Bayern war schon Jahrhunderte ein in Europa führendes christliches, politisch und wirtschaftlich führendes Königreich, bevor es den Gedanken an einen deutschen Nationalstaat überhaupt gab. Wenn es Deutschland gibt, dann in Bayern. Daraus folgt, dass sämtliche Territorien, die einmal bayerisch waren, wieder am freistaatlichen Erfolgsmodell teilhaben können müssen. Dies gilt insbesondere für die Pfalz, von 1816 bis 1946 Bayern links des Rheins.


Art. 29 GG bestimmt: „(1) Das Bundesgebiet kann neu gegliedert werden, um zu gewährleisten, daß die Länder nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen können. Dabei sind die landsmannschaftliche Verbundenheit, die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit sowie die Erfordernisse der Raumordnung und der Landesplanung zu berücksichtigen.“ Der Freistaat kann seine bewährte Führungsrolle im Geltungsbereich des Grundgesetzes und in der EU nur wahrnehmen, wenn sein Territorium der Größe der bayerischen Mission entspricht. Die landsmannschaftliche Verbundenheit kann durch die Zugehörigkeitspräzedenz als gegeben angesehen werden. Hinzukommen architektonische und kulinarische Marker: Zwiebelturmkirchen, kgl. bayer. Normgebäude bei Bahnhöfen und Amtsgerichten sowie Knödel. Einem der großen Weltchemiekonzerne in Ludwigshafen bietet die freistaatliche Infrastruktur- und Wirtschaftspolitik ganz andere Möglichkeiten als die Landesregierung in Mainz. Rheinland-Pfalz kann problemlos aufgelöst werden: Rheinhessen an Hessen, Mittelrhein, Hunsrück und Westerwald an Nordrhein-Westfalen, das in Rheinland-Westfalen umzubenennen ist. Aus Raumplanungsgründen ist mit der Landesregierung in Karlsruhe wegen einer Landbrücke von Würzburg über Heidelberg und Mannheim, vormals wittelsbachisch, zu verhandeln, die durch eine Auflösung des ohnehin überflüssigen Saarlands kompensiert werden kann. Die in Art. 29 (2) GG vorgesehene Volksabstimmung wird als vollzogen angesehen. Dafür ist zu ermitteln, wie viele Bewohner von Rheinland-Pfalz in Umfragen angegeben haben, darin der Mehrheit der befragten Bundesbürger folgend, am liebsten in Bayern leben zu wollen.


Ein starker Freistaat mit einer Schengen-Grenze zu Frankreich bietet die Gewähr für eine positive Entwicklung der EU: Bayern ist das bessere Europa.










14. Dezember 2024: Progressive Politik und Krieg


Der Code aller progressiven Politik ist das Recht: im politischen Innenverhältnis die Verfassung, im Außenverhältnis das Völkerrecht. Kein Recht setzt sich von selbst durch, aber auch seine schiere Existenz hat eine große Bedeutung. Im Verfassungsstaat bedarf es für sein Wirksamwerden und -bleiben des Gewaltmonopols, im Völkerrecht der legitimen militärischen und justiziellen Durchsetzung. Dass sich dies, beim Völkerrecht und einzigen Beispiel realer Supranationalität, der EU, institutionell und politisch schwieriger gestaltet als beim verfassungsstaatlichen Gewaltmonopol, ist kein Argument gegen die Bedeutung des universellen Prinzips. Im Gegenteil. Die oft scheiternde, mühsam durchzusetzende, durch mafiose autokratie-affine Politiker nur allzu leicht zu unterlaufende Orientierung am Recht ist keineswegs „westlich“, sondern global und menschheitlich. Deswegen wird es von der Allianz der Autokratien und auch von manchen democracies in name only auch als der Inbegriff von Bedrohung wahrgenommen und, wo immer möglich, bis aufs Blut bekämpft. Diese agonale Relevanzwahrnehmung bestätigt eindrucksvoll die Geltung des Rechts. Die Mafiapaten wissen genau, warum das Recht ein scharfes Schwert sein kann. Deshalb erzeugen sie Furcht vor seiner Anwendung.


Progressive Politik kann für ihre Veränderungsagenda nach innen und nur dann politische Mehrheiten finden und in progressive Gestaltung umsetzen, wenn der Rechtsrahmen dafür gegeben ist. Er bedarf der Feinderkennung und der Verteidigung. Das setzt eine Grundhaltung der kritischen Wehrhaftigkeit voraus. Das verfassungsstaatliche Gewaltmonopol muss zu jedem Zeitpunkt in der Lage sein, die Feinde der FDGO wirksam zu bekämpfen, ohne selbst in Widerspruch zu ihr zu geraten. Die militärische Selbstverteidigungsfähigkeiten nach außen müssen im Rahmen der NATO und darüberhinaus der Größe der Bedrohung angepasst sein. Das kann man Ernstfall- oder Kriegstauglichkeit nennen. Es kommt auf das Ergebnis an: die Rechtsordnung der Verfassung und des Verteidigungsbündnisses der NATO erfolgreich gegen längst stattfindende Angriffe der Autokratien verteidigen zu können.


Progressive Politik kann daher nicht strukturell gewaltfrei oder pazifistisch sein, weder nach innen, noch nach außen. Sie sollte sich aneignen, was Anne Applebaum in ihrer Dankesrede zur Verleihung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels 2024 nüchtern bilanziert hat: Pazifismus in Form von „besonnener“ Appeasementpolitik duckt sich vor der Mafiapolitik der Autokratien weg und verstrickt sich in deren Unrecht.16


Progressivismus ist rechtlich und wehrhaft, gerade weil er die Welt und die Dinge verändern will. Das ist nur ohne Furcht vor den Einschüchterungsversuchen aller Rechtsbrecher möglich. Wie FDR gesagt hat: „The only thing we have to fear is fear itself.“





16 Vgl. https://www.ardmediathek.de/video/ard-sondersendung/friedenspreis-des-deutschen-buchhandels/das-erste/Y3JpZDovL2Rhc2Vyc3RlLmRlL2FyZC1zb25k-ZXJzZW5kdW5nLzIwMjQtMTAtMjBfMTAtNDUtTUVTWg [25.01.2025].










13. Dezember 2024: Progressivismus und Segregation


Die Schichtungsspezifik grüner progressiver Politik hat seit den 1980er Jahren den schon bei den Bürgerbewegungen der 1970er Jahre zu Frauen, Umwelt und Frieden auffälligen bürgerlichen Kern so weit wachsen lassen, dass die diversen alternativen Milieus und Subkulturen bestenfalls noch in der grünen Erinnerungsnostalgie eine Rolle spielen. Diese Verbürgerlichung wirkt insbesondere auf die Wahrnehmung sozialpolitischer Fragen und ihrer Relevanz zurück. Die Betonung der Tatsache, dass nachhaltige Politik immer auch sozial ist, mindert nicht die konkrete soziale Distanz, die zwischen den Lebenswelten bürgerlicher progressiver Akteure und denen am unteren Ende der sozialen Integration. Der politische und Verfassungsfeind von Rechts macht daraus seit über zehn Jahren ein rechtspopulistisches Argument dumpfer und pauschaler, aber bei der Zielgruppe erfolgreicher Elitenkritik.


Dieser Effekt lässt sich beherrschen, indem der Progressivismus sozialpolitisch profilierter auftritt. Vor allem muss er diejenige politische Kraft sein, die deutlich ausspricht, welche verfassungsgefährdenden Folgen die de facto immer weiter zunehmende Segregation in der Gesellschaft hat.17 Das Verfassungsziel vergleichbarer Lebensverhältnisse wird durch die soziale Realität immer dramatischer relativiert. Ganze Bevölkerungsgruppen leben nebeneinander in verschiedenen Welten, die politisch gegeneinander in Stellung gebracht werden. Eine fragmentierte, partikulatristische Gesellschaft kann sich auch nicht mehr über gemeinsame Werte definieren, sondern nur noch sozialdarwinistisch. Das erzeugt eine Hermeneutik des Neides und des Hasses.


Das Leitmotiv aller progressiven Politik ist immer E pluribus unum. Das hat nichts mit einer Politik der Gleichmacherei, aber mit der Anerkennung der Notwendigkeit zu tun, dass bestimmte Formen der verfassungsmäßigen Gleichheit durch demokratisch legitimiertes Staatshandeln immer wieder gewährleistet werden müssen: vor dem Recht, beim Zugang zu Bildung, bei der Besetzung öffentlicher Ämter, bei elementaren Fragen der Daseinsvorsorge, zu der auch das Wohnen gehört.


Seit den 1980er Jahren hat sich bei einem Teil der progressiven Akteure die charakteristisch bürgerliche Haltung verfestigt, Fragen wie Segregation lassen sich weniger gut regulatorisch, sondern eher über marktförmige Anreize einer Lösung näherbringen. Das mag zutreffen, sollte aber an den Ergebnissen gemessen werden. Sozialpolitik tritt auch nicht in Konkurrenz zu irgendeiner Form emanzipatorischer Identitätenpolitik, sondern respektiert, dass es für eine funktionierende Gesellschaftlichkeit Bereiche der Verschiedenheit und solche der Gleichheit geben muss.





17 Vgl. https://www.ardmediathek.de/video/exakt-die-story/arm-in-der-platte-reich-in-der-villa/mdr/Y3JpZDovL21kci5kZS9zZW5kdW5nLzI4MjA0MC80ODAxNjgtNDYwMzc3 [25.01.2025].










12. Dezember 2024: Progressivismus und das Auto


Dass progressive Politik autofeindlich sei, gehört zu den wichtigen rechten Leiterzählungen im Kulturkampf gegen die Transition. Da es dabei nicht um reale politische Gegenstände geht, sondern um Diskurshegemonie, führt der Versuch einer faktischen Widerlegung nur zur Bestärkung der Denunziation. Interessanter ist es, über bestimmte Facetten des progressiven Verständnisses der Automobilgeschichte länger nachzudenken.


Progressivismus tendiert zum strengen Rationalismus. Veränderung soll einsehbar, transparent und überzeugend begründet werden, im Unterschied zur Beharrungspolitik bequemer Status quo-Versprechen. Rationalistische Argumentationen neigen zum Apodiktischen. Das ist menschlich, denn es lässt sich für veränderungsorientierte Rationalisten schwer ertragen, tatenlos dabei zuzusehen, dass sich nicht nur wenig bis nichts tut, sondern sogar eine Politik des Nichtstuns oder Verdrängens immer wieder erfolgreich an den inneren Schweinehund appelliert.


Wie der wichtigste kritische europäische Automobilhistoriker Kurt Möser zu betonen nie müde wird, lässt sich weder die Geschichte des Autos in erster Linie mit rationalen Kriterien verstehen, noch lassen sich aus ihr rationalistisch bestimmte zwingende Schlüsse zu seiner Überwindung ableiten.18 Das Auto war nie und ist nicht in erster Linie ein Transport- oder Verkehrsmittel, sondern die mit Abstand wichtigste, an Wandlungsfähigkeit unüberbotene Identitätsmaschine der Industriemoderne. Wer versucht, die ungebrochene, aggregatneutrale, kulturkreis- und stratifikationssübergreifende Liebe zum Auto rationalistisch vor allem als Defizit an anderen Mobilitätsangeboten zu interpretieren, hat sich nie wie Möser mit der Emotionalität und Psychologie des Autofahrens beschäftigt.


Die Coconrealität des auto(mobil)biographisch tief eincodierten, geschützten, privaten, individualisierten, fahrbaren Lebensinnenraumeigentums mit einer bestimmten, längst klimatisierten Windschutzscheibenaussicht inklusive Weltbeherrschungsillusion durch egobestätigende Haptikroutinen kann gerade für diejenigen sogar ganz besonders wichtig und attraktiv sein, die unter den verkehrssozialen Schattenseiten der Automobilität am meisten leiden, zum Beispiel als tägliche außerurbane Pendler im Stau. Es nützt dann nichts, nur immer wieder zu betonen, dass E-Bikefahren auch über längere Strecken bei jedem Wetter eine gute, gesunde und nachhaltigere Alternative darstellt. Für manche ja. Es ist aber eine vollständig andere emotionale Konstruktion, was mit der Rationalität des Transport- und Verkehrsgeschehens nur indirekt überhaupt zu tun hat, aber sehr viel mit dem empfindlichen menschlichen Sitz des automobilaffinen Gefühlskomplexes, dem Gesäß, und mit den prägenden Nachwirkungen der eigenen Auto-Biographie. Der erfolgreiche Schriftsteller und Autodandy Alexander Spoerl (1917-1978) hat das in seinem 1953 erschienenen, oft neuaufgelegten Bestseller „Mit dem Auto auf du“ zugleich humorvoll und kritisch beschrieben, um die faszinierend weitgehende Symbiose von Sapiens und Automobil zu charakterisieren.19


Als Transportmittel wäre das Auto schon längst Technikgeschichte. Wer an der sozialen Konstruktion der Automobilität fortschritts- und gemeinwohlorientiert etwas ändern will, und dafür gibt es seit langem viele gute Gründe, sollte das nachzuvollziehen versuchen. Auch und gerade, wenn man den Befund ganz unvernünftig findet: expliquer c‘est n‘est pas pardonner.





18 Vgl. u.a. Kurt Möser, Geschichte des Autos, Frankfurt am Main/New York 2002; https://www.geschichte.kit.edu/moeser_publikationen.php [25.01.2025].


19 Alexander Spoerl, Mit dem Auto auf du, München 1953 u.ö.










11. Dezember 2024: Progressive Politik und neue soziale Lebensformen


Der progressiven Politik mangelt es schon seit längerer Zeit an konkreten und mobilisierenden Utopien für ein ökosoziales Zusammenleben. Die Transition der Industriegesellschaft heute als Utopie zu qualifizieren, könnte die Chancen ihrer mühsam gegen enorme Widerstände auszuhandelnden Durchsetzung noch weiter verschlechtern und den politischen Umsetzungsprozess des bereits politisch Ausgehandelten verlangsamen. Außerdem ist die Transition in vielen Schlüsselbereichen der gegenwärtigen Industriegesellschaft von Energie bis Mobilität bereits in Ansätzen eine Realität, die Pfadabhängigkeit schafft. Progressive Politik muss sich von Status quo-Politik immer darin unterscheiden, utopiefähig zu sein. Das ist der eigentliche Motor des Progressivismus: Vorstellungen davon, dass und wie sich eine als defizitär empfundene Wirklichkeit überwinden lässt. Dieser Motor darf nicht stottern und niemals zum Stillstand kommen. Keine Experimente! ist derjenige Wahlspruch, der das Mindset des Konservatismus im Unterschied zum Progressivismus idealtypisch verdichtet.


Utopien des ökologischen und sozialen Gemeinwesens werden im post-ideologischen Zeitalter wahrscheinlich mit experimentellen Antworten auf bestimmte konkrete Probleme zu tun haben. Das reicht vom abgelegenen Dorf in Unterfranken, dessen Bewohner eine eigenständige Energieversorgung organisieren, bis zu Ideen, das Immobilienpreisgefälle West-Ost dazu zu nutzen, interessierten Transferleistungsempfängern anzubieten, anstelle der Sozialleistungen einen Kredit für den Ankauf eines auf weitgehende Selbstversorgung zielenden Grundstücks zu ermöglichen. Modellprojekte dieser Art könnten auf verschiedenen Ebenen gefördert und durch Beratung begleitet werden, so dass eine Art der ökosozialen Siedlungsbewegung entsteht. Die kann durch hohe Wegzugsraten entvölkerte, abgelegene Gebiete neu beleben und den Teilnehmern ein hohes Gefühl von Wirksamkeit vermitteln.


Im ersten Schritt liegt es im Interesse progressiver Politikzielformulierung, bereits bestehende Projekte einschließlich ihrer Risikopotentiale gründlich zu erfassen, um Schlüsse daraus ziehen zu können. Vernetzung durch die Bereitstellung von Erfahrung ist ein wesentlicher Aspekt, um die Hemmschwelle gegenüber sozialen Experimenten des Zusammenlebens zu senken. Zudem artikuliert sich auf diese Weise ein subsidiäres Politikverständnis, das die vorhandene gesellschaftliche Kreativität zur Problemlösung aufgreift und verstärkt. Idealerweise erfolgt dies in regionalen Hubs, die dem Verfassungswert des Föderalismus stärker Ausdruck verleihen als das in übergeordnet gedachter progressiver Politik oft der Fall ist.


Wage zu experimentieren! sollte das Motto grüner progressiver Politik sein.












10. Dezember 2024: Progressive Politik und die Notwendigkeit der Verwaltung


Max Weber hat die Bürokratie als eine der rationalen Formen von politischer Herrschaft in der Moderne charakterisiert. Sie ist gesetzlich, berechenbar, gründlich und im Idealfall unparteilich. Nur in der deutschen Geschichte des Kaiserreichs gab es ein ungesunde, keineswegs allein in der Verfassung des Bismarckreichs begründete Konkurrenz zwischen der Verwaltung und der Demokratie. Die wilhelminischen Preußen-Deutschen wollten einfach lieber gut verwaltet als gut und demokratisch legitimiert regiert werden. Der Typus des modernen Verwaltungsstaats muss keineswegs automatisch autoritär und antidemokratisch sein. Das ist ein Trauma der deutschen Liberalen, die es nach 1871 politisch nicht geschafft haben, den preußisch-deutschen Fürstenbund und Militärstaat in seiner Verfassungswirklichkeit zu liberalisieren, weder vor noch nach der konservativen Wende von 1879.


Kein moderner Staat der Industriegesellschaft kommt ohne eine differenzierte und teure Verwaltung aus. Sie stellt kein notwendiges Übel dar, sondern das Instrument zur Durchsetzung verfassungsgemäßer politischer Ziele sowie der Umsetzungskontrolle. Das lässt sich angesichts der komplexen Anforderungen der industriegesellschaftlichen Realität nicht auf wenige Politikfelder wie die Außen- und Sicherheitspolitik begrenzen, sondern erfordert einen responsiven administrativen Apparat. Dessen Rationalität der Problemwahrnehmung bezieht sich nicht auf die Dauer von Wahlperioden. Sie stützt sich auf die Erfahrung ausgebildeter Experten. Eine ihrer wichtigsten Aufgaben liegt darin, die zielvorgebende Politik darüber ins Bild zu setzen, was möglich und nötig ist und was nicht. Gute Verwaltung ist eine responsive kritische Instanz. Das hängt aber auch von der politischen Leitung ab.


Progressive Politik ist in besonderer Weise auf die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Verwaltung angewiesen, weil sie viel verändern will. Das ist realistisch nur möglich, wenn die mit der Ausführung betrauten Instanzen frühzeitig in den Prozess des politischen Wandels eingebunden werden. Die Gleichzeitigkeit der politischen Rhetorik von personalisiertem Bürokratieabbau, die mit dem Finger auf ,die Bürokratie‘ zeigt und zugleich mehr von ihr verlangt, hat keine großen Chancen auf Erfolg.


Von dem Erfahrungswissen der Verwaltung zu profitieren, ist immer der bessere politische Stil. Verwaltung nicht als Reformbremse, sondern als Teil des Reformprozesses zu sehen, das Verwaltungspersonal nicht habituell mit beamtenfeindlichen Tönen zu frustrieren, führt da weiter. Die politischen Mehrheiten kommen und gehen. Aber die Verwaltung bleibt.










9. Dezember 2024: Progressivismus und Sozialaufstieg


Zu den besonders emotionalen Themen progressiver politischer Identität gehört das Versprechen des Sozialaufstiegs. Das verbindet den Liberalismus des 19. Jahrhunderts mit der Sozialdemokratie des 20. Dem Tüchtigen freie Bahn! ist das Motto und Mantra der modernen sozialen Bewegungen, die für alle attraktiv sind, die nicht schon in privilegierte Verhältnisse hineingeboren wurden. Liberale betonen dabei traditionell eher die individuelle Leistungsbereitschaft, Sozialdemokraten die Notwendigkeit der Kompensation von Startchancenungleichheit zur Erreichung eines Minimums von Zielchancengleichhheit.


Für das grüne progressive Politikverständnis bleibt das Thema des Sozialaufstiegs ambivalent. Denn es ist strukturell mit der Welt der klassischen Industriemoderne und ihren Wachstum garantierenden rauchenden Schornsteinen verbunden. Die sichern zwar in einer bestimmten Phase der Kapitalismusgeschichte ein hohes BSP und die Chance von Wohlstandsgewinnen für manche, haben aber zugleich einen katastrophal hohen ökologischen Preis, der zudem global extrem ungleich verteilt ist. Vor allem eine bestimmte, nachhaltigkeitsindifferente Modernisierungspolitik, die von Sozial- und Christdemokraten gleichermaßen bis heute jedenfalls in ökonomischen Krisenzeiten immer bevorzugt wird, ist für den grünen Progressivismus ein strukturelles politisches Problem und keine Lösung. Daraus resultiert allerdings leicht eine diskursstrategische Falle. Für die traditionellen Parteien bietet es sich geradezu an, den grünen Nachhaltigkeitsprogressivismus in populistischer Weise als sozial elitär zu denunzieren: „Die Progressivisten wollen verhindern, dass es Euren Kindern einmal besser geht!“


Um so wichtiger ist es für die progressive politische Kommunikation, die zentrale Bedeutung der Transition der Industriegesellschaft gerade für das emotional so belastete Feld der sozialen Chancenverteilung glaubwürdig herauszuarbeiten. Die gegenwärtigen ökonomischen Probleme sind nicht die Folge von zaghaften Ansätzen der Transitionspolitik, sondern des beginnenden Prekärwerdens eines konventionellen industriegesellschaftlichen Geschäftsmodells, der seit dem Club of Rome-Bericht über die „Limits to growth“ aus dem Jahr 1972 absehbar war. Sozialaufstieg muss für viele, die ihn selbst in der eigenen Biographie oder Familie erfahren haben, ein großer Wert der modernen Leistungs- und Arbeitsgesellschaft sein. Die gute progressive Botschaft kann sein, dass nur eine rationale Transitionsagenda seiner großen Bedeutung entspricht, im Gegensatz zu regressiven Versprechung der Erhaltbarkeit einer Zukunft von vorgestern. Nur dann kann es auch noch den Enkeln und Urenkeln bessergehen.










8. Dezember 2024: Progressivismus und die Kirchen


Für progressive Politik stellt der vorpolitische Raum ein Problem dar. Anders als in den 1970er Jahren, der Epoche starker Bürgerbewegungen, fällt die Vernetzung mit dem zivilgesellschaftlichen Engagement schwerer. Die Gründe sind vielfältig und laufen meistens auf eine sich immer weiter in soziomoralische Blasen auflösende Gesellschaftlichkeit hinaus. In der versäulten Gesellschaft, von deren Milieuschatten die beiden Postvolksparteien immer noch zumindest nostalgisch profitieren, war die Kooperation von selbstorganisierter Lebenswelt und der dazu passenden politischen Partei selbstverständlich, allgegenwärtig und intergenerationell stabil. Für grüne progressive Politik hat das nie zugetroffen. Es gab Alternative, aber kein kohärentes alternatives Milieu. Der Progressivismus ist daher notwendigerweise stark rationalistisch-programmatisch orientiert, was der Komplexität der reformerischen Inhalte entspricht. Deren glokalistische, globale und zugleich lokale Allgemeinheit, ist nicht milieubildend mit starker sozialer Verbindlichkeit, sondern einstellungsprägend und verstandesgeleitet. Es gibt keinen Pastor und keinen Gewerkschaftssekretär, der die soziale Kontrolle ausüben könnte. Sie ist, ganz strukturreformatorisch, ins eigene Gewissen des Individuums verlegt.


Um so mehr braucht der Progressivismus die Kirchen als wertsetzende Akteure beim Thema der Bewahrung der Schöpfung, auch wenn sich ihre Bedeutung und damit ihre Reichweite in der postkonfessionellen Gesellschaft verändert hat. Die EKD bietet sich diesbezüglich seit den 1960er Jahren und dem praktischen Verschwinden des regressiven Nationalprotestantismus als Partner an. Evangelikal-autoritäre Strömungen gibt es, aber sie spielen für das Agenda setting der EKD und der Kirchentage keine Rolle. Ein gewisses Hindernis kann der naive Pazifismus vor allem bei den inzwischen über siebzigjährigen Aktivisten der alten Friedensbewegung der 1980er Jahre darstellen. Die katholische Kirche thematisiert Fragen des Globalen Südens und der Umwelt seit der Zeit des II. Vatikanums, kommt aber für eine glaubwürdige progressive Zusammenarbeit vor dem Hintergrund ihrer Strukturprobleme von Missbrauch über Frauendiskriminierung bis Autoritarismus und Zentralismus nur sehr punktuell in Frage.


Ein strategischer Fehler progressiver Politik wäre es, weiterhin auf altlinke Slogans der prinzipiellen Kirchenfeindlichkeit zu setzen. Dahinter verbirgt sich oft ein unterkomplexes Verständnis von Säkularisierung, das von einem Absterben der Kirchen in der Moderne ausgeht. Die Kirchen wandeln ihre Form, und darin lag im übrigen immer die Stärke ihrer spezifischen Allgemeinheitsbefähigung in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie. Es geht dabei nicht um Mission, sondern um pragmatische Kooperation, wo sie sich anbietet.










7. Dezember 2024: Progressiver Staat


Über fünfzig Jahre einer populistischen Hetze gegen alles Staatliche, Bürokratische und Beamtenmäßige haben das Image des Staats verdüstert. Staatlichkeit wird als Kostengrab, Innovationsbremse und Ideologiefalle, der Staat als Bandenform korrupter, realitätsferner Verschwender und ihrer leistungsverweigernden Klientel denunziert, deren Geschäftsmodell in der systematischen Ausplünderung der wehrlosen Leistungsträger besteht. Dieser Staatskritik kann praktisch jeder etwas abgewinnen: weniger Staat findet Mehrheiten. Die Denunziation hat Erfolg. Der Vorsitzende der Steuersenkungspartei und Ex-Bundesfinanzminister wünscht sich daher ganz konsequent ein bisschen die Kettensäge des argentinischen Libertärautoritaristen Milei. So gerät aus dem Blick, dass nur der demokratische Verfassungs-, Interventions- und Infrastrukturstaat die Gewähr dafür bietet, dass progressive Politik der Bevölkerungsmehrheit zugutekommt.


Ein progressives Politikverständnis muss vermitteln können, dass alle politpornographischen Kettensägenphantasien der Staatszerstörung sehr wenigen nützen, aber sehr vielen erheblich schaden. Progressive Politik braucht den Staat als Instrument der Umsetzung fortschrittlicher politischer Ziele in allen Politikfeldern, am meisten zur Sicherung der Verfassungsordnung nach außen und innen sowie zur politischen Gestaltung der Transition der Industriegesellschaft. Letzteres kann durchaus marktbezogene Mechanismen einbeziehen, solange der allein dafür legitimierte Verfassungsstaat sämtliche Prozesse politisch steuern kann.


Progressivisten müssen den Staat wiederentdecken, und das heißt seine Akteure. Beamte sind keine meritokratische, abgeschlossene Kaste der eigenmächtigen Mandarine. Sie haben einen Amtseid auf das Grundgesetz und/oder eine Landesverfassung der Bundesrepublik abgelegt. Sie sind für ihre Aufgaben nachweisbar qualifiziert. Die Auswahlverfahren für bestimmte Beamtenpositionen gehören zu den härtesten in der modernen Arbeitsgesellschaft. Sie sind nicht ihrer Behörde oder ihrem Vorgesetzten verpflichtet, sondern dem Gemeinwohl. Ohne sie steht alles still, selbst die nicht auf ihre Betriebssicherheit im EU-rechtlichen Rahmen geprüfte Kettensäge. Beamte sind operativ und kommunikativ die Schlüsselgruppe für die Umsetzung progressiver politische Ziele. Sie setzen demokratisch beschlossene Regulierung um.


Das Nachreden neoliberalkonservativer Beamtenschelte schadet der progressiven Politik.










6. Dezember 2024: Progressives Regulieren


Die neoliberalkonservative Diskurshegemonie beim Thema der Regulierung gehört zu den Randbedingungen politischer Kommunikation. Über vierzig Jahre systematischer Hetze gegen jedwede Form der demokratisch legitimierten politischen Steuerung haben Spuren in der kollektiven politischen Mentalität, in den Erwartungshaltungen und Prägungen sowohl des Elektorats als auch der Akteure hinterlassen. Progressive Politik setzt ein positives Verständnis von politischer Steuerung voraus. Es akzentuiert die folgenden Kernpunkte:


Märkte haben als Gewinnerzeugungs- und Distributionsmaschinen keine politische Funktion und erst recht keine demokratische Legitimation. Auch das politisch Neue kommt nicht durch die Schumpetersche „schöpferische Zerstörung“ des Markts in die Welt, im Gegenteil. Märkte setzen Regulierung schon bei der staatlichen Geldpolitik und bei der Gewährleistung der äußeren und inneren Sicherheit voraus. Das Funktionieren und die Korrektur der gesellschaftlichen Schäden und Kosten des Kapitalismus hängt von staatlicher regulatorischer Präsenz ab. Ein gesellschaftlicher Zustand des Kapitalismus ohne Regulierung ist in komplexen Ökonomien gar nicht möglich, weil er mit Anarchie und Chaos identisch wäre. Die Freiheit der Märkte steht nicht im Grundgesetz, im Unterschied zur Staatszielbestimmung von Art. 20. Regulierung hat eine grundgesetzliche Dimension, Kapitalismus nicht.


Progressive Politik ist traditionsgemäß für die Reparaturen gesellschaftlicher Zustände verantwortlich, die durch eine sozialkonservative Politik der Reformverweigerung oder der Entstaatlichungsideologien angerichtet worden sind. Für ihr Selbstverständnis mehr als für den Kampf um demokratische Akzeptanz ist es von Bedeutung, dass der Progressivismus sich nicht in diesem defensiven Politikstil erschöpft. Fortschritt als Ziel und Motivation muss vor allem im Blick auf die großen politischen Themen der Zeit – Selbstbehauptung gegen den Vormarsch der Autokratien und Transition zur nachhaltigeren Industriegesellschaft – erkennbar sein und darf nicht diskret versteckt werden. Betont werden müssen die Chancen, die von einem progressiven, regulierenden Umgang mit den unabweisbaren Herausforderungen ausgehen. Tatsächlich steckt darin sogar ein strukturkonservatives Argument der gestaltenden Entschleunigung, die nur durch Regulierung erreicht wird, nicht durch den neoliberalkonservativen Verzicht auf sie.


Die Arbeit an einem positiven Regulierungsverständnis gehört zu den wichtigsten progressiver Thinktanks, um progressive Politik zu ermöglichen.










5. Dezember 2024: Die hoffnungsvolle Aussicht auf Russlands Ruin


Die vor allem beim Bundeskanzler und in weiten Teilen seiner strukturpazifistischen Dauerregierungspartei Wirkung zeigende russische Propaganda von der Unbesiegbarkeit und absoluten ökonomischen Autarkie der russischen Tankstelle mit Atomwaffen wird zukünftig noch wirkungsvoller im eigenen Land demobilisieren und einschüchtern müssen. Denn die wirtschaftliche Lage Russlands ist keineswegs so unangreifbar und immun gegenüber internationalen Sanktionen, wie die trollokratischen Hilfstruppen des Kreml glauben machen wollen.20 Das sind hoffnungsvolle Nachrichten. Denn eine sich langfristig verschlechternde Konsum- und irgendwann Versorgungssituation für die breite russische Bevölkerung kann nicht allein durch Propaganda aufgefangen werden. Gibt es die irgendwo die ersten realen Proteste gegen die realen Lebensbedingungen, muss und wird das Regime mit maximaler Brutalität symbolisch punktuell durchgreifen, damit die Herrschaft von Passivität aus Angst nicht in Frage gestellt wird. Allerdings sollte Putin die Leidens- und Opferbereitschaft postmoderner Zeitgenossen auch unter den Bedingungen einer omnipräsenten Autokratie und nach über einhundert Jahren tschekistischer diktatorischer Tradition nicht überschätzen. Ganz ohne sozialpolitisches Entgegenkommen wird es nicht gehen, und dafür werden die Handlungsspielräume ökonomisch kleiner.


Für den Westen, genauer gesagt: die von ihm ab Januar 2025 noch abwehrbereiten Teile, also hoffentlich die EU, bedeutet diese Entwicklung, dass es auf jeden Fall erforderlich ist, die Wirtschaftssanktionen so weitgehend wie nur möglich beizubehalten und auszuweiten. Der Marktdruck, unter dem Russland seine Fossilenergie an seine autokratischen Partner verramschen muss, begünstigt eine Politik der EU, die es für Moskau jedenfalls weiterhin teuer macht, auf sanktionsumgehenden Wegen an bestimmte Produkte zu kommen.


Auch wenn sich Geschichte nicht wiederholt, schon weil es heute anders als in den 1970er Jahren die wechselseitige, ideologieneutrale Unterstützung der Autokratien gibt, könnte sich im besten Fall ein Muster aus dem Afghanistankrieg wiederholen: der schleichende Ruin der russischen wie seinerzeit der sowjetischen Ökonomie, in Verbindung mit imperial overstretch. Zudem hat Putin das Hitler-Problem, noch zu Lebzeiten weitgesteckte imperiale Ziele erreichen zu wollen. Angesichts dessen ist es tatsächlich so, dass die Zeit nicht für ihn arbeitet, sondern für den freien demokratischen Westen und seine ökonomische Potenz.





20 Vgl. https://www.tagesschau.de/wirtschaft/weltwirtschaft/rubel-russland-102.html [25.01.2025].










5. Dezember 2024: Was ist heute progressive Politik?


Alles politisch Progressive hat im Westen seit längerem keinen guten Ruf mehr. Der Rechtsruck bildet es nur ab. Dafür sind unter anderem zwei charakteristische Beschleunigungsformen des sozio-politischen Wandels seit den 1960er Jahren mitverantwortlich, die man auch als Revolutionen der gebrochenen Zukunftsversprechen bezeichnen könnte: die technoide und die ökonomistische.


Der Technologiediskurs seit den 1960er Jahren hat im Westen eine mächtige Pfadabhängigkeit zugunsten eines strukturell positivistischen, unkritisch-innovationsgläubigen Umgangs mit jeder neuen Großtechnik und disruptiven Technologie geschaffen, an dessen Ende immer einer große gesellschaftliche Frustration steht. Nicht nur bei Ingenieuren, sondern insbesondere bei modernisierungsorientierten Politikern im Wahlkampf hat die Technologieoffenheit schon ersatzreligiöse Züge. Das Versprechen lautet immer wieder: Das Gute Leben kommt durch neue Technik für alle. Sie löst alle Probleme der alten Technik und viele neue. Ob Massenautomobilisierung, Atomkraft oder Digitalität: unterhalb der Erlösung, ob von den Grenzen der Immobilität oder denen der Energie- und Datenverfügbarkeit, geht es nie ab. Großes Denken in Visionen und Mantras ist gefragt. Der Fortschritt durch Technik erfolgt stets superlativisch zu den geringsten Kosten, außerdem ohne irgendwelche Nebenwirkungen oder üble Spätfolgen. Wenn Kritiker wie in der westdeutschen Anti-Atomkraft-Bewegung doch auf diese hinweisen, damit Politik betreiben und diese irgendwann durchsetzen, werden sie in der von Ulrich Beck so bezeichneten „Risikogesellschaft“ als Überbringer der schlechten Nachricht vor allem für die Enttäuschung verantwortlich gemacht, dass sie durch ihre Kritik den festen Glauben an die Erlösung erst schlechtgeredet, dann zerstört haben. Dieses programmierte diskursive Muster wiederholt sich bei jeder neuen technischen Zäsur. Die technoide Verengung des Fortschrittsbegriffs unter Loslösung von allen seinen gesellschaftlichen Bezügen erschwert einen Begriff von progressiver Technologie, der gesellschaftlich gedacht ist, also von den Voraussetzungen und Folgen für die Betroffenen aus- und als politischer Aushandlungsprozess keineswegs in zertifizierter Technikfolgenabschätzung aufgeht.


Die andere die Glaubwürdigkeit des Fortschritts schwer, vielleicht sogar irreparabel beschädigende Revolution ist die ökonomistische. Wesentliche Ursachen dafür liegen im sozialen und politischen Wandel der 1980er Jahre. Seit diesem Jahrzehnt des homo oeconomicus wird Fortschritt ideologisierend nicht etwa individualistisch, sondern kollektiv egoistisch als persönliche Bereicherung verstanden, gegebenenfalls auch auf Kosten aller anderen. Für alle gesellschaftlichen Belange ist diese anti-soziale, auch durch beschönigende Narrative von Win-Win-Verhältnissen und Trickle-down-Effekten nicht als Fortschrittsgewinn für die Gesellschaft darzustellende Privatisierungsideologie eine Definition von Rückschritt, die letztlich zur Zerstörung aller Gesellschaftlichkeit führen muss. Gesellschaftliche Partizipation wird auf diejenigen reduziert, die sie sich leisten können. Die partizipatorische, demokratisch legitimierte, verfassungsstaatliche Infrastruktur- und Daseinsfürsorgepolitik, der eigentliche Inbegriff von integrativem gesellschaftlichen Fortschritt, erscheint dann schnell als teurer Luxus für Hängemattenbewohner auf Kosten der fleißigen Leistungsträger.


Progressive Politik muss es schaffen, die Diskursschäden der technoiden und der ökonomistischen Revolution durch das glaubwürdige und einladende Angebot einer partizipativen Gesellschaftlichkeit zu bekämpfen, in der Technologie und Ökonomie Mittel zu definierten politischen Zwecken des Gemeinwohls sind, kein Selbstzweck und auch keine Selbstbereicherungsstrategie.










4. Dezember 2024: Die argumentative Schwäche von U. Tellkamp


Hört und sieht man Uwe Tellkamp etwas länger zu und erträgt geduldig seinen mieslichen Gesichtsausdruck, als habe er gerate mindestens eine Kröte verschluckt und müsse durch das Zurückziehen seiner Augen unter den Stirnbalkon all das Grässliche quittieren, was anzusehen diese gezwungen sind, können dem teilnehmenden Westbeobachter einige Habitusbesonderheiten auffallen, die er besonders rein verkörpert. Je länger er sich um Kopf und Kragen redet, desto mehr tritt hinter der Oberfläche das Eigentliche hervor. Auf den ersten Blick ist Tellkamp ein zutiefst autoritärer Choleriker und gefallsüchtiger, kritikunfähiger Populist, im besten Fall von übelnehmender, besserwissender, sich ereifernder Geschwätzigkeit wie auch weite Teile seiner Prosa bereits in seinem Erfolgsroman „Der Turm“. Tellkamp lebt und agiert als unglückliche Wiedergeburt des wilhelminischen Deutschen, von Diederich Heßling: schwankend zwischen Einkreisungsängsten, Großmannssucht, Sinnkrise und Retroutopie.


Der innere hinter dem äußeren Tellkamp reagiert gar nicht so selten geradezu scheu oder mit antizipierender, leicht gereizter Schmallippigkeit selbst auf Fragen, die sein Weltbild bestätigen und triggern. Seine argumentatorische Unsicherheit und Unversiertheit ist auffällig. Seine Fluchtwege aus der argumentativen politischen Deliberation bleiben autobiographisch, volkstribunenhaft oder objektivistisch. Eines sind sie nie: souverän, originell, ironisch. Die tiefpflügerhafte Bärbeißigkeit, die er ausstrahlt, verhindert jede Diskussion von Meta-Ebenen oder des irgendwie Sublimen. Was der Volksschriftsteller Tellkamp sagt, dafür steht Tellkamp. Und deshalb ist es so. Wenn er, wie in dem verunglückten Roman „Der Schlaf in den Uhren“ zeigen will, wie Medienmanipulation funktioniert, dann ist keine Auseinandersetzung mit der Epistemologie möglich. Denn hinter den verschriftlichten Einsichten steht der ganze Tellkamp. Es muss wahr sein, weil er es begriffen hat. Widerspruch auf der theoretischen Ebene kann nicht erfolgen, weil dieser lediglich eine täuschende Maske widriger Intentionen darstellt.


Tellkamp ist der deutscheste aller Rechthaber, und darin liegt der erste Grund für seinen Erfolg. Nichts ist in D-land so populär wie das Rechthaben und Immerschonbessergewussthaben. Der zweite, vielleicht sogar noch wesentlichere Erfolgsgrund ist seine dazu passende, absolute Humorfreiheit. Tellkamps Ironieunfähigkeit lässt ihn immer wieder hart mit einer Wirklichkeit zusammenstoßen, die sich einfach weder der Rechthaberei noch dem Märchenblick fügen will.


Und das macht Uwe-Diederich so unglaublich wütend.










3. Dezember 2024: Progressive Wissenschaftspolitik


Eine progressive Politik des Bundes für die Wissenschaft, deren Organisation kraft Grundgesetz Ländersache ist, wird sich von allen neoliberalen Rückständen seit den 1990ern und von bestimmten technoiden Leitillusionen der Machbarkeit verabschieden müssen. Künstlicher Wettbewerb zwischen staatsfinanzierten Universitäten wie in Form der Exzellenzclusterprogramme bei gleichzeitiger Unterfinanzierung der universitären Basisinfrastruktur dürfte sich nicht als der Weg der Wahl zur Sicherung der internationalen Anschlussfähigkeit von Forschung und Lehre in der Bundesrepublik erwiesen haben, wie immer man die Kriterien auch definiert. Das aber ist kein wissenschaftliches, sondern ein politisches Problem. Wenn die demokratisch legitimierte Wissenschaftspolitik im Bund bestimmte Anreize insbesondere für die Forschung in bestimmten Bereichen, zum Beispiel bei nachhaltigkeitsrelevanten Themen, setzen und dabei wettbewerblich vorgehen will, dann steht es ihr frei, im Rahmen des EU-Rechts Ausschreibungen zu veranstalten. An denen können sich dann allerdings nicht nur Universitäten aus dem Geltungsbereich des Grundgesetzes bewerben. Das wäre Wettbewerb um die besten Ergebnisse.


Eine ganz andere, aber wichtige Frage, die mit der Verclusterung der gern angeführten Leuchtturmprojekte zusammenhängt, ist die Dunkelheit direkt unter den Leuchttürmen.


Für bestimmte Interessenten in Politik und Wissenschaftsministerium und ihre besonders charmanten, aufmerksamkeitsträchtigen Superlativvorhaben spielt es keine Rolle, dass diese schnell auf Kosten der universitären Grundausstattung gehen. Weltraumforschung und Genomaufschlüsselung hat Nachrichtenwert, Lehramtsausbildung nicht. Staatsuniversitäten als Länderbehörden haben aber gerade im Bereich der regionalen Versorgung mit tertiären Bildungsstrukturen eine wichtige Aufgabe für die Zivilgesellschaft und deren Resilienz gegen die Selbstaufgabe der Demokratie. Exzellenzcluster in Bundesländern, in denen ausländische Wissenschaftler sich auch in Universitätsstädten abends nicht mehr auf die Straße trauen sollten, sind kein wissenschaftspolitischer Erfolg, sondern Indikator eines gesamtgesellschaftlichen Problems. Mehr Geistes- und Sozialwissenschaft mit Orientierungs- und Öffentlichkeitsfunktion könnte hier gute Dienste leisten. Für MINT wird ohnehin genug getan.


Zu den längst widerlegten Illusionen der tonnenideologischen Wissenschaftspolitik gehört auch big is beautiful. Die Fördergegenstände sollen großen Produktionslandschaften so ähnlich wie möglich sein und berechenbaren Fortschritt am Fließband erzeugen. Diese in Teilen unternehmensberaterliche, in Teilen planwirtschaftliche Synergie- und Effizienzmärchenprosa ist unzerstörbar, obwohl in der Unternehmenswelt längst klar ist, dass kleine Strukturen kreativer und flexibler sein können als Supertanker. Was Microsoft wurde, begann nicht in einem Exzellenzclusterlabor.


Und dann ist da noch das I-Prostitutionswort, für das progressive Wissenschaftspolitik ein langjähriges Moratorium fordern sollte, das auf -ation endet und bei ausnahmslos allen Wissenschaftspolitikern wortgläubig veneriert wird. Man kann sicher davon ausgehen, dass dort, wo es Verwendung findet, am wenigsten davon zu finden ist und sein kann.










2. Dezember 2024: Progressive Identitätspolitik


Nimmt man die Böckenförde-Formel ernst, derzufolge der liberale Verfassungsstaat von Werten lebt, die er selbst nicht erzeugen kann, zeigt dies in einer Zeit des Kriegs der Autokratien gegen die westlichen, universellen Werte als Grundlage der Demokratie eine Gefahrenlage an. Die autokratisch-mafiöse Infiltration und Diversion hat das Ziel einer als „multipolar“ beschönigten Weltordnung. Sie läuft de facto auf eine Pekinger Globalhegemonie mit dem regionalen Unterzentrum Moskau, gestützt von globalsüdlichen Hilfsperipherien, hinaus. Der wichtigste Hebel zur Durchsetzung dafür ist der globale mediale Kampf gegen die Universalität westlicher Menschen- und Bürgerrechte. Auf diese Weise soll die Identität und Verteidigungsbereitschaft der liberalen westlichen Gesellschaften geschwächt werden. Die Autokratien heizen strategisch gesellschaftlich-politische Konflikte jedweder Art im Westen an, um die demokratischen politischen Systeme so zu schwächen und zu destabilisieren, dass der Siegeszug der im Gegensatz dazu stark und allmächtig erscheinenden autokratischen Herrschaften in wachsenden Bevölkerungsgruppen des Westens als unausweichliches Schicksal erscheint. Das wichtigste taktische Ziel der Autokratien ist es, eine Grundhaltung aus Angst und Hoffnungslosigkeit zu fördern oder zu erzeugen, die sich in Appeasement- oder Neutralitäts-Politik gegenüber den autokratischen Interessen niederschlägt.


Progressive als vorausschauende und im Verfassungs- und supranationalen Rahmen wertgestützte westliche Politik hat demgegenüber die besondere Verantwortung, auf das Ausmaß der Bedrohung durch den hybriden Krieg in seinen Verteidigungsmaßnahmen nicht nur zu reagieren, sondern das diskursive Momentum wiederzugewinnen. Diese Fähigkeit schließt neben den selbstverständlich in noch ungeahntem Ausmaß zwingenden militärischen und ökonomischen Verteidigungsmaßnahmen auch weitreichende ideelle ein. Der Medienkrieg der Autokratien gegen die Werte des Westens fällt auf um so fruchtbareren Boden, je weiter sich die westlichen Gesellschaften von den Wertegrundlagen ihrer Verfassungsordnungen und von denen der weltweit einzigen und einmaligen supranationalen Kooperationsverfassung in der EU entfernen. Progressive Politik muss daher dafür eintreten, die selbstverständlich kritische Auseinandersetzung mit diesen Werten zu fördern. Das erfordert die massive Investition in Professuren, public scholarship und, vor allem, historisch-politische Bildung als Lebensversicherung der Demokratie.


NATO und EU brauchen die Western history mehr als jemals zuvor seit 1945.










1. Dezember 2024: Das Ende des gedruckten Fahrplans


Im Dezember 2024 beginnt die Deutsche Bahn laut tagesschau.de vom 27. November mit der Abschaffung der ausgehängten Papierfahrpläne für Abfahrt (gelb) und Ankunft (weiß) in allen Bahnhöfen. Das ist echter Pragmatismus. Schließlich ist die verlässliche Chancenabwägung hinsichtlich der Beförderungswahrscheinlichkeit ohnehin längst allein online zweckförderlich, auch wenn sie bei weitem nicht immer zu einem realen Beförderungserfolg im fahrplanmäßigen Rahmen führt. Und wer nicht online ist, der unterfällt kraft Schicksal und Leistungsgerechtigkeit zwei der drei hässlichen „A“, die schon die Deutsche Bundesbahn seligen Angedenkens ungern als Stammkundschaft sah: Arme, Alte, Auszubildende.


Damit endet eine Epoche der öffentlichen Standardisierung und Synchronisierung der allgemeinen, weil im stets aktualisierten Druck vorliegenden öffentlichen Eisenbahnzeit, die zugleich alle Orte miteinander in Weiß und Gelb miteinander verbindet und das Eisenbahnnetz als einen zusammenhängenden Kommunikationsraum definiert. Der Rückzug aus diesem Öffentlichkeitsanspruch repräsentiert die nun schon jahrzehntelange Selbstabdankung der als Zentralinfrastruktur selbstverständlich und im übrigen auch grundgesetzgemäß in der Verantwortung des Bundes liegenden Bahn als das allgemeine Transportmittel. Das Allgemeine muss wie alles für den body politic Relevante Lesefähigkeit voraussetzen, aber weder Strom noch theoretische Börsengangsfähigkeit. Beförderungspartizipation auf Digitalität zu reduzieren, ist lediglich eine konsequente Zwischenetappe des Rückzugs bereits der Deutschen Bundesbahn aus der Fläche, der mit der Schließung ungezählter Nebenbahnen in den 1970er Jahren begann. Damals war das schicke Leitbild der schnelle Intercity-Verkehr mit Lok-Wagen-Zügen, die auf wenigen Auswahlstrecken 200 km/h erreichen. Und die an den zu vernachlässigen Wohn- und Arbeitsorten der drei lästigen A vorbeirasen. Heute sind wir im Verkehrsfall schneller.


Die Bahn ist keine Transportdienstleistung unter anderen. Das ließe sich industriegesellschaftsgeschichtlich unschwer zeigen: die moderne Arbeitsgesellschaft ist mobil. Dass diese Mobilität in der Bundesrepublik seit den 1970er Jahren für viele Automobilität bedeutet, resultiert aus vielen unscheinbaren, aber schwer reversiblen Fehlentscheidungen wie der zur Abschaffung gedruckter Fahrpläne. Dabei geht es um alles andere als um Nostalgie weißer alter Herren, die der Dampflokzeit nachtrauern. Das Thema ist das Selbstverständnis und die Selbstpräsentation eines verfassungsgemäßen Staatsbetriebs für Mobilitätsgrundversorgung.


Sollte der bundespolitische Umgang mit der Bahn sich so fortsetzen, dürfte es niemanden wundern, wenn irgendwann bald jemand auf die Idee käme, einen selbst ausgedruckten, aber nicht eingehaltenen Fahrplan mit 95 gebrochenen Beförderungsversprechen wie weiland Dr. Martinus anzuschlagen: an eine der transparenten Glaswände einer DB-Filiale, wenn auch nicht unbedingt in Wittenberg.










30. November 2024: Progressive Verteidigung ermöglichen


Das Verhältnis vieler politisch Progressiver zu allen Belangen der Verteidigung des demokratischen Verfassungsstaats und seiner Werte nach innen und außen stellt sich eher pragmatisch und defensiv als konzeptionell und offensiv dar. Das ist ziemlich paradox. Auf den hybriden Krieg der Autokratien gegen die westlichen Verfassungsstaaten sowie deren rechtsradikale Herausforderung von innen formulieren gerade die Grünen in Regierungsverantwortung klare militärische und politische Antworten. Sie sind seit ihrer ersten administrativen Erfahrung auf Bundesebene zwischen 1998 und 2005 und erst recht zwischen 2021 und 2024 in eine Rolle des nicht nur aktiven, sondern führenden Eintretens für die Werteordnung des Grundgesetzes, der EU und auch der NATO durch das demokratisch legitimierte Gewaltmonopol einschließlich der Parlamentsarmee Bundeswehr hineingewachsen. Die Erfahrungen mit dem scharnierförmig verbundenen Rechtspopulismus und organisierten Rechtsextremismus der letzten Jahre haben zu einer realistischen grünen Neubewertung der Instrumente des demokratisch kontrollierten Verfassungsschutzes geführt.


Trotzdem stellt sich nach wie vor die Union unwidersprochen als Hüterin der Verteidigungsfähigkeit und trotz ihrer taktisch motivierten jahrzehntelangen Gleichsetzung der Gefahren von Links- und Rechtsextremismus als besonders kompetent im Bereich des Verfassungsschutzes dar. Hier sind kooperative progressive Anstrengungen auf der programmatischen und netzwerkbildenden Ebene dringend erforderlich, damit die Themen der Verteidigung nicht weiterhin im wesentlichen unter die konservative Diskurshegemonie fallen. Robert Habeck hat mit seiner von der Wirklichkeit bestätigten, frühen Einschätzung der Notwendigkeit von Waffenlieferungen an die Ukraine den richtigen politischen Instinkt unter Beweis gestellt. Solche Positionen müssen sich auf ein dichtes, vertrauensbildendes Referenz- und Bezügefeld stützen können, zu dem der regelmäßige Austausch mit der Bundeswehr und der NATO gehört, und auch der mit der Rüstungsindustrie.


Die sicherheitspolitischen Fragen unterstreichen zudem die Wegentwicklung des progressiven Politikmodells von der Natürlichkeitsvorstellung grün-roter Zusammenarbeit. Die SPD ist in strategischen verteidigungspolitischen Fragen gespalten. Das hat die Kanzlerschaft von O. Scholz eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Dieser Umstand wird durch den politischen Druck des BSW zugunsten einer russlandfreundlichen Politik noch erheblich erhöht. In allen Fragen der Verteidigung ist daher trotz aller sonstigen politischen Gegensätze die Union der natürliche Partner grüner Sicherheits- und Verteidigungspolitik.










29. November 2024: Anti-Konsum ermöglichen


Der Massenkonsumismus gehört zu denjenigen Gegenwartsproblemen, die eine Transition der globalen Industriegesellschaft unterlaufen. Er lässt sich nur bedingt regulatorisch einschränken, weil ihm eine zu große konjunkturelle und fiskalische, also politische Bedeutung zukommt. Außerdem erscheint das Konsumieren als Sinnersatz und Partizipationsform zu tief in den Selbst- und Wunschbildern kapitalistischer Gesellschaften verankert zu sein, um eine politische Steuerung unter anderem durch Steuern als wahrscheinlich erscheinen zu lassen. Die Privatüberschuldungsquote gibt dafür eine tauglichen Indikator dafür ab, dass die konsumfördernde Politik lieber mehr Privatinsolvenzen als auch nur den Gedanken an Konsumsteuern zulässt.


Es bleibt das bewusstseinsbildende Agenda setting, auf das sich die tatsächlich transitionsinteressierten progressiven und nicht nur den Status quo moderierenden politischen Akteure so verständigen sollten, dass die richtigen, also wirksamen Ansatzpunkte angesichts großer ökonomischer und gesellschaftlich-politischer Widerstände dafür gefunden werden. Dem Angebot von Reparaturcafés und Tauschbörsen als Ausdruck des alltagstauglichen gelebten sozialen Austauschs im nahen Lebensraum kommt zwar immer wieder eine große, vor allem für die Akteurinnen und Akteure motivierende Bedeutung zu, weil auf diese Weise anschauliche Verhaltensvorbilder geschaffen werden. Darüber hinaus bedarf es aber einer weitergehenden Beeinflussung durch alle relevanten Bildungsinstitutionen von der Kita bis zu allen weiterführenden Schulen, die bislang auffälligerweise noch nicht im Mittelpunkt stand. Die progressiven Thinktanks wären gut beraten, sich intensiv mit Nachhaltigkeitsdidaktik und ihrer niederschwelligen Implementation in allen Altersgruppen zu beschäftigen. Das Ziel muss sein, schon in frühem Lebensalter ein Bewusstsein für die Relevanz von Konsumverantwortung zu verankern, an das in späteren Lebensphasen konstruktiv angeknüpft werden kann.


Entscheidend ist dabei, dass nicht nur einfach Konsumverzicht verlangt und/oder ein schlechtes Gewissen wegen eines Konsums auf Kosten Dritter erzeugt, sondern vielmehr die positive, sozial vernetzende Wirksamkeitserfahrung von nachhaltigen Konsumhaltungen herausgestellt wird. Einer der emotionalen Anknüpfungspunkte kann hier die Liebe von Menschen zu den Dingen sein, mit denen sie sich umgeben. Was man besitzt, hat eine Geschichte in der eigenen Biographie. Je genauer diese bekannt ist, desto geringer wird die Neigung sein, einen vorhandenen alten Gegenstand zum Lustgewinn gegen einen neuen auszutauschen, wobei die Befriedigung im wesentlichen im Konsumakt selbst liegt. Eine Verschiebung der Befriedigung und Vorzeigereichweite auf die Wertschätzung des Vorhandenen ist die schärfste Waffe gegen Konsumismus. Sie sollte genutzt werden: in allen dafür in Frage kommenden Medien und Vermittlungsformen bis zu den Rahmenrichtlinien der Bundesländer für die weiterführenden Schulen. Nur so kann sinnloser und schädlicher Konsum an sich uncool werden.










28. November 2024: Post-Gesellschaftsgeschichte schreiben


Die Epoche der Gesellschaftsgeschichte ist vorbei. Hans-Ulrich Wehlers Konzept stützte sich maßgeblich auf die verstehende Soziologie Max Webers. Diese hatte die sozialen Makroprozesse der Industrie- und Klassengesellschaft der Hochmoderne analysiert und einen Steinbruch von Schlüsselbegriffen bereitgestellt. Aber das ist über einhundert Jahre her. Viele Stichworte Webers, von der Herrschaftstypologie über die Verrechtlichung bis zu den dynamischen Faktoren des sozialen Wandels können auch heute noch von Nutzen sein. Allerdings ist das Erkenntnisziel ein vollständig anderes. Weber wollte die Mechanismen sozialer Interaktion als Grundlage aller Gesellschaftlichkeit verstehen. Heute muss es um die noch nie dagewesene Zerstörung von Gesellschaft und Rationalität in westlichen Gesellschaften gehen, mit einem Wort: um Post-Gesellschaftsgeschichte.


Die von Wehler in der Einleitung zu seiner Gesellschaftsgeschichte genannten Faktoren Wirtschaft, Herrschaft, soziale Ungleichheit und Kultur reichen allein nicht mehr aus, um die widersprüchlichen Prozesse eines zugleich explodierenden und implodierenden, progressiven und regressiven sozialen Wandels in Zeiten der Vollglobalisierung, der digitalen Totalrevolution und des neuen Autarkismus zu beschreiben. Die modifizierte Weiterverwendung von klassisch modernen Interpretamenten würde die Komplexitätsreduktion soweit erhöhen, dass alle Vorteile einer faktoralen gegenüber einer traditionell nationalstaatsgeschichtlichen Historiographie verlorengehen.


Für die Beschreibung und Analyse des Phänomens, dass möglicherweise alle impliziten Grundannahmen von Weber, aber eben auch von Habermas und Wehler über das Funktionieren von Gesellschaft einschließlich der Überzeugung, die Neuzeitgeschichte sei unter dem Strich eine von Rationalisierungs- und Partizipationsgewinnen, heute nicht theoretisch, sondern praktisch in Frage gestellt sind, bedarf es einen anderen faktoralen Ansatzes. Dieser müsste, ohne wie bei Hartmut Rosa in psychedelische Esoterik zu verfallen, die bei Wehler immer noch mit Händen zu greifende lineare, euro-atlantische Fortschrittsteleologie hinter sich lassen. Vielleicht könnte eine adäquat aktualisierte Form der aristotelischen Staatsformenzyklizität diese Tragkraft allein schon wegen ihrer Stellung in der Ideengeschichte haben. Die humanwissenschaftlichen Implikationen wären weitreichend.


Diejenigen sozioökonomischen und soziopolitischen Prozesse, auf denen die moderne Gesellschaft beruht, ermöglichen nicht nur ihre Gefährdung und, dialektisch betrachtet, Optimierung durch Krisenbewältigung. Sie bergen auch stets und in einem viel größeren Maß, als die Whig history sich eingesteht, das Potential der kompletten Auslöschung erreichter Fortschritte auf allen Ebenen der Zivilisiertheit und der Partizipation. Das ist keineswegs automatisch gleichbedeutend mit einem positionellen Spenglerschen Pessimismus oder irgendeiner Spielart des kompletten Fortschrittsagnostizismus, sondern artikuliert eher das Bedürfnis nach einer theoriegeleiteten politischen Geschichte, die auf neue Weise realistisch ist, ohne auf diese Weise explizit oder implizit neokonservativ gegen universalistische und progressive Ideale anzuschreiben.










27. November 2024: Habermas


Um das Betriebssystem der liberalen Demokratie zu charakterisieren, wird in der deutschsprachigen Tradition gern etwas diffus auf die Theorie des kommunikativen Handelns von Jürgen Habermas verwiesen. Das soll die Bedeutung der wachsenden kommunikativen Rationalität durch Aushandlung in der politischen Moderne nicht nur beschreiben, sondern auch wertschätzen.21 Spart man sich den eitlen wissenschaftsgeschichtlich gelehrten Streit, ob es nicht auch möglich wäre, den Trend zur kommunikativen Zivilisierung einer Annäherung des guten Redens an das politisch gute Handeln vor allem an der humanistischen Überlieferung seit der Renaissance festzumachen, bleibt unter dem Strich eine besondere Relevanz der Kommunikations- für die Herrschaftsqualität als wesentlicher Befund oder als Desiderat. Mono- und Autokraten reden nicht, sondern handeln. Demokraten müssen immer reden.


Vereinfacht man Habermas, erzeugt die Kommunikationspraxis demokratischer Gesellschaften durch ihren Aushandlungsmodus tendenziell bereits eine bessere Welt. Ähnlich wie in bestimmten Lesarten des Böckenförde-Diktums steckt in dieser Überhöhung der Habermas’schen Rationalisierungsgeschichte der Neuzeit im Feld der alles beherrschenden Kommunikation eine Fundamentalannahme über das Funktionieren von Demokratie: Allein schon das praktizierte Kommunizieren zwinge zu einer dialogischen Form der Problemlösung, deren Rationalitäts- und Akzeptanzgehalt daher gleichsam automatisch höher und wertiger sein müsse als in autokratischen und autoritären Formen. Das Hegelsche Problem von Herrschaft und Knechtschaft wird in der notwendigen Kommunikation günstig aufgehoben: reden wir einfach darüber, dann wird alles gut. Wirklich?


Was passiert, wenn diese Setzung durch die weitere Entwicklung der Gesellschaftsgeschichte brutal widerlegt wird? Zum Beispiel durch einen ganz unvernünftigen russischen Angriffskrieg? Oder dadurch, dass auch im Westen die jungen Leute Labern doof finden?


OEBPS/nav.xhtml




		Über den Autor



		Inhaltsverzeichnis



		Een woord vooraf



		31. Dezember: Anmerkungen zu Putin



		30. Dezember: Föderale Bremsen



		29. Dezember: Freiheit und Kehrtwende hängen zusammen



		28. Dezember: Was bringt historisch-politische Publizistik?



		27. Dezember: Die Faszination des Autoritären



		26. Dezember: Experten an der Regierung: ein Weg in die Autokratie



		25. Dezember: Das glücklicherweise ewige Leben mancher Eisenbahnfahrzeuge



		24. Dezember: Robert Frost, Stopping by woods on a snowy evening



		23. Dezember: Zurück zum Primat der Politik



		22. Dezember: Eine Phase der Kriege



		21. Dezember: Der schwächste Kanzler in der Geschichte der Bundesrepublik



		20. Dezember: Putins Vorwurf des Antirussismus



		19. Dezember: Progressive Politik und Geschichte als Ressource



		18. Dezember: Der Fährmann, der Lebensgeschichten übersetzt



		17. Dezember: Progressive Politik und die Vermeidung von Stillstand



		16. Dezember: Was dem Osten fehlt



		15. Dezember: Die freistaatliche Zukunft der Pfalz



		14. Dezember: Progressive Politik und Krieg



		13. Dezember: Progressivismus und Segregation



		12. Dezember: Progressivismus und das Auto



		11. Dezember: Progressive Politik und neue soziale Lebensformen



		10. Dezember: Progressive Politik und die Notwendigkeit der Verwaltung



		9. Dezember: Progressivismus und Sozialaufstieg



		8. Dezember: Progressivismus und die Kirchen



		7. Dezember: Progressiver Staat



		6. Dezember: Progressives Regulieren



		5. Dezember: Die hoffnungsvolle Aussicht auf Russlands Ruin



		5. Dezember: Was ist heute progressive Politik?



		4. Dezember: Die argumentative Schwäche von U. Tellkamp



		3. Dezember: Progressive Wissenschaftspolitik



		2. Dezember: Progressive Identitätspolitik



		1. Dezember: Das Ende des gedruckten Fahrplans



		30. November: Progressive Verteidigung ermöglichen



		29. November: Anti-Konsum ermöglichen



		28. November: Post-Gesellschaftsgeschichte schreiben



		27. November: Habermas



		26. November: Sittenbild des Wählers III



		25. November: Fragebogen



		24. November: Sittenbild des Wählers II



		23. November: Streichungen



		23. November: Die dunkle Seite der Ostpolitik



		22. November: Sittenbild des Wählers I



		21. November: Die Revolution der Dummheit



		20. November: Schule ohne Noten



		19. November: Die gemütliche deutsche Diktatur



		18. November: In eigener Sache: Anti-Pazifismus



		17. November: Das Drehbuch der Machtergreifung



		16. November: Politische Moral



		16. November: Die Kriegserklärung an den Staat des Grundgesetzes



		15. November: Keine Gegner, sondern Feinde



		14. November: Regulieren!



		13. November: Warum wählen so viele gegen ihre Interessen?



		12. November: Die Reste der SPD



		11. November: Das Ende des Gemeinwohldenkens



		10. November: Realpolitik



		9. November: Bürokratiekritik



		9. November: Es gibt kein direktes Lernen aus der Geschichte



		8. November: Das Ende der Gewaltenteilung



		8. November: Nihilismus



		7. November: Und Jetzt?



		7. November: Sehnsucht nach dem Autoritarismus



		6. November: Kulturkämpfe



		6. November: Wer uns jetzt noch helfen kann



		5. November: Wie der Neoliberalismus Gesellschaftlichkeit zerstört hat



		5. November: Machtergreifung



		5. November: Die Wiederkehr der Großreiche



		4. November: Die Welt ab Dienstag



		4. November: Die Zukunft der Grünen



		3. November: Das Ende der FDP



		2. November: Die Post-Kanzler-SPD



		1. November: Die BSW-Gefahr 5: Die Radikalität des Anti-Individualismus



		31. Oktober: Die BSW-Gefahr 4: Anti-Verfassungsstaatlichkeit



		30. Oktober: Die BSW-Gefahr 3: Personenkult



		29. Oktober: Die BSW-Gefahr 2: Die vermeintliche Wagenknecht-Intellektualität



		28. Oktober: Die BSW-Gefahr 1: Die Unterschätzung einer Leninistin



		27. Oktober: Angst. Eine Miniserie 12: Angst vor dem nachdenkenden Sapiens



		26. Oktober: Angst. Eine Miniserie 11: Eine Angst, die wir haben sollten



		25. Oktober: Angst. Eine Miniserie 10: Angst vor Autokratie



		24. Oktober: Eine Dokumentation aus Sachsen, 1991



		23. Oktober: Angst. Eine Miniserie 9: Angst vor Eigentumsverlust



		22. Oktober: Angst vor Demokratieverlust



		21. Oktober: Angst. Eine Miniserie 7: Angst vor Sozialabstieg



		20. Oktober: Angst. Eine Miniserie 6: Angst vor dem Unbekannten



		19. Oktober. Kleine Definitionen



		18. Oktober: Angst. Eine Miniserie 5: Angst vor Krieg



		17. Oktober: Angst. Eine Miniserie 4: Angst vor Prüfungsversagen



		16. Oktober: Angst. Eine Miniserie 3: Angst vor Verachtung



		15. Oktober: Angst. Eine Miniserie 2: Angst ohne Jenseits



		14. Oktober: Angst. Eine Miniserie 1: Angst in der Moderne



		13. Oktober: Die westliche Außensicht auf die DDR. Ein Überblick



		12. Oktober: Mitteleuropa und Geopolitik



		11. Oktober: Die Verluste des Westens seit 1990



		10. Oktober: Weltbürgerkrieg 2.0



		9. Oktober: Der mediale Osten



		8. Oktober: Gründe



		7. Oktober: „Das Recht hat der Politik zu folgen“



		6. Oktober: Die österreichische Präzedenz



		5. Oktober: Ampelhass



		4. Oktober: Der Wähler der demokratischen Endzeit



		3. Oktober: Die Hymne



		2. Oktober: Der Nationalstaat von 1990, ein Irrtum



		2. Oktober: Der Thüringer Vorgang



		1. Oktober: Deutsch-deutsche Mediation 15: Ökonomie



		30. September: Deutsch-deutsche Mediation 14: Krieg und Frieden



		29. September: Deutsch-deutsche Mediation 13: Zukunft



		28. September: Deutsch-deutsche Mediation 12: Spaltung



		27. September: Deutsch-deutsche Mediation 11: Kompromisse



		26. September: Deutsch-deutsche Mediation 10: Unsicherheit



		25. September: Deutsch-deutsche Mediation 9: Neugier



		24. September: Deutsch-deutsche Mediation 8: Konfession



		23. September: Deutsch-deutsche Mediation 7: Schule



		22. September: Deutsch-deutsche Mediation 6: Homogenität



		21. September: Deutsch-deutsche Mediation 5: Selbstentfaltung



		20. September: Deutsch-deutsche Mediation 4: Recht



		19. September: Deutsch-deutsche Mediation 3: Bedeutungen des Armseins



		18. September: Deutsch-deutsche Mediation 2: Treibende Kräfte



		17. September: Deutsch-deutsche Mediation 1: Zwei Beziehungen zur Ordnungsmacht



		16. September: Deutsch-deutsche Mediation 0: Über Verschiedenheit reden



		15. September: Was machen mit den marschierenden Ost-Malkontenten?



		14. September: Hybrider Sozialkonservatismus im 21. Jahrhundert



		13. September: Normalisierung



		12. September: Rechtspopulistische Irrtümer: Steuerbarkeit von Migration



		11. September: Die Sucht nach Nationalem



		10. September: Ich mach H. H



		9. September: Niederbayerisches Mädchen auf der Beerdigung ihres Vaters



		8. September: Notstand



		7. September: Rechtspopulistische Irrtümer: Recht



		6. September: Rechtspopulistische: Populismus und Führung



		5. September: Rechtspopulistische Irrtümer. Was zu Wahl steht und was nicht



		4. September: Die Nicht-Partei BSW



		3. September: Das thüringische Labor für Untergang



		2. September: Die Kosakisierungsgefahr bei der SPD



		2. September: Eine andere Republik



		1. September: Die Legende von der Überwindung des Nationalsozialismus



		31. August: If



		31. August: AfD und BSW



		31. August: Sächsische Dilemmata



		30. August: Berlin 1932/33



		30. August: Der Verlust der Kritikfähigkeit



		29. August: Die Lebenslüge der Einheit



		28. August: Die Grenzen der Ökumene



		27. August: Fatalisten, Hysteriker und Schafe



		26. August: Wenn die Ampel scheitert



		25. August: Globalgeschichte



		24. August: Formen der Begabung



		23. August: Erbfolgen



		22. August: Von Wracks



		21. August: Historisches Denken heute



		20. August: Die Unbeliebtheit des Rechts



		19. August: Die Suche nach der Mitte



		18. August: Die totalitäre Mafiakratie



		17. August: Ekklesiologie



		16. August: Bürgertum?



		15. August: Handlungsspielraum



		14. August: Der Verlust des Bösen



		13. August: Bildung



		12. August: Die deutsche Gesellschaft der Mörder und Räuber



		11. August: Der Mann der steilen Thesen und seine/ihre Abstürze



		10. August: Die größten politischen Chancen des restlichen Jahres 2024



		9. August: Feigheit



		8. August: Die Entthronung der Politik



		7. August: Die andere illiberale Demokratie



		6. August: Entökonomisierung



		5. August: Europa 3.0



		4. August: Steuert Politik?



		3. August: Revisionismus



		2. August: Führung



		1. August: A. Rödders Wut auf den sozialen Wandel



		31. Juli: Die Resilienz der US-Demokratie



		30. Juli: Geopolitik



		29. Juli: Imagined communities



		28. Juli: Der Glücksanspruch



		27. Juli: Russland sich selbst besiegen lassen



		26. Juli. Das Ende der Berechenbarkeit



		25. Juli: Quellenbegriffe: Kriegsausbruch



		24. Juli: Der Meistererzähler der „Umvolkung“



		23. Juli: MINT oder Demokratie



		22. Juli Die Verfassungsfeinde und die Judikative



		21. Juli: Radikalenerlass, Neuauflage



		20. Juli: Katastrophentheorien



		19. Juli: Politikverdrossenheit



		18. Juli: Das Unpolitische



		17. Juli: Fatalismus bekämpfen



		16. Juli: Tellkampisierung



		15. Juli: Abstellen



		14, Juli: Bürgerkrieg



		13. Juli: Lieber spät als nie



		13. Juli: Die dritte Berlin-Krise



		12. Juli: Ius sanguinis



		11. Juli: 180 Grad



		10. Juli: Der exklusive Kulturbegriff Uwe Tellkamps:



		9. Juli: Spaltungsgeschichte



		8. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie VIII: verpasst



		7. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie VII: post-öffentlichrechtlich



		6. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie VI: distanzlos



		5. Juli: Zur Typologie der liberalen Demokratie 5: wirkungsgradfixiert



		4. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie IV: indifferent



		3. Juli: Zum 4th of July, 2024: The king can do no wrong



		3. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie III: Anti-partizipatorisch



		2. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie II: Autoritär



		1. Juli: Zur Typologie der illiberalen Demokratie I: Faschistisch



		30. Juni: Nuancen der Sprachgeschichte



		30. Juni: Das Funktionieren der AfD VII: Folgen



		29. Juni: Das Funktionieren der AfD VI: Verbot



		28. Juni: Das Funktionieren der AfD V: LTI



		27. Juni: Das Funktionieren der AfD IV: Konservatismusselbstzerstörung



		26. Juni: Das Funktionieren der AfD III: Zeitverschwendung



		25. Juni: Das Funktionieren der AfD II: Verfassungsfeindlichkeit



		24. Juni: Das Funktionieren der AfD I: Misstrauen



		23. Juni: Whataboutism



		22. Juni: Stadt–Land



		21. Juni: Psst!



		20. Juni: Thüringer Realitäten



		19. Juni: Wie es gehen kann



		18. Juni: Nach Trump



		17. Juni: Umfrage und Wirklichkeit



		16. Juni: Völkerrecht im asymmetrischen Krieg



		16. Juni: Rache



		15. Juni: Was droht? IV Anarchie



		14. Juni: Was droht? III Gewöhnung an den Rechtsextremismus



		13. Juni: Was droht? II Transitionsverschleppung



		12. Juni: Was droht? I Die russische Gefahr



		11. Juni: Junge Leute und der Rechtsextremismus



		10. Juni: EU-Krise now



		9. Juni: Demokratiekrise now



		8. Juni: Die Grenzen digitaler Verwahrlosung



		7. Juni: Elitenhass



		6. Juni: Grünenhass



		5. Juni: EU-Szenario, dialektisch katastrophisch



		4. Juni: Utopiefähigkeitsverlust



		3. Juni: Zurück zum Politischen



		2. Juni: Das Spektrum des Möglichen



		1. Juni: Der Ansatzpunkt



		1. Juni: Krieg als Krieg



		31. Mai: Keine Illusionen



		30. Mai: Technokratische Politik



		30. Mai: Sowas kommt von sowas



		30. Mai: Wertseligkeit



		29. Mai: Platon und der politische Wandel



		28. Mai: Hemmungen



		27. Mai: Kein Paradox, historische Erfahrung



		27. Mai: Die Post-Gesellschaft



		26. Mai: Reden über Politik



		25. Mai: Die Zukunft der Union 8: Und die politische Bildung



		24. Mai: Die Zukunft der Union 7: Und Angela Merkel



		23. Mai: Die Zukunft der Union 6: Und die CSU



		22. Mai: Die Zukunft der Union 5: Und die Grünen



		21. Mai: Die Zukunft der Union 4: Und die SPD



		20. Mai: Die Zukunft der Union 3: Und die FDP



		19. Mai: Die Zukunft der Union 2: Und die Modernisierung



		18. Mai: Die Zukunft der Union 1: Und das BSW



		17. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 13: Kleidung



		16. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 12: Regelkonformität



		15. Mai: Ein böses Signal



		15. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 11: Eigenständigkeit



		14. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 10: Wehrhaftigkeit



		13. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 9: Schuldenbremse



		12. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 8: Die Neoliberalisierung des Liberalismus



		11. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 7: Soziales Lernen



		10. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 6: Vermögen



		9. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 5: Eigentum



		8. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 4: Ungleichheit



		7. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 3: Universitäten



		6. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 2: Schule



		5. Mai: Rekonstruktion des Sozialen 1: Abschied von der SPD



		4. Mai: Mentalitätsschatten der DDR 4: Kleinbürgerlichkeit



		3. Mai: Stillstandsträume



		2. Mai: Mentalitätsschatten der DDR 3: Kollektivismus



		1. Mai: Unterschätzung



		30. April: Mentalitätsschatten der DDR 2: Mitmachdiktatur



		29. April: Mentalitätsschatten der DDR 1: Meritokratismus



		28. April: Tabubrüche



		27. April: Der Schoß



		26. April: Die russische Gefahr



		25. April: Wie Werte entstehen und wie nicht



		24. April: Wenn Böckenförde recht hat



		23. April: Die Kanzlerkandidaten der Union



		22. April: AfD-Karrierismus



		21. April: Die Zukunft der CDU



		20. April: Von der bösen Nostalgie 13: Früher Brötchen besser?



		19. April: Nicht gewöhnen



		18. April: Politische Bildung



		17. April: Von der bösen Nostalgie 12: Früher mehr erfüllte Zeit?



		16. April: Kriegsziele



		15. April: Von der bösen Nostalgie 11: Früher mehr authentisch?



		14. April: Von der bösen Nostalgie 10: Früher mehr einfach?



		13. April: Von der bösen Nostalgie 9: Früher mehr Bildung?



		12. April: Von der bösen Nostalgie 8: Früher bessere Jugend?



		11. April: Von der bösen Nostalgie 7: Früher mehr Bescheidenheit?



		10. April: Von der bösen Nostalgie 6: Früher mehr lekker Essen?



		9. April: Von der bösen Nostalgie 5: Früher waren alle Nazis?



		8. April: Verfassungsfragen



		7. April: Von der bösen Nostalgie 4: Politik früher echter?



		6. April: Von der bösen Nostalgie 3: Alte Technik menschlicher?



		5. April: Von der bösen Nostalgie 2: Alltag erinnern



		4. April: Retro-Illusionen. Von der bösen Nostalgie 1



		3. April: Faule Psychologie



		2. April: Szenarien



		1. April: Statt rechts/links



		31. März: Der Rhetorik der Reaktion widersprechen



		30. März: Inselbahn



		29. März: Post-Geschichte



		28. März: Das kosakische Gift



		27. März: Der Schatten der Verschwörung



		26. März: Warum der Teufel besonders lustig war, als er den Kapitalismus erfand



		25. März: Imperiales Erklären



		24. März: Empiregeschichte



		23. März: Hausaufgaben



		22. März: 30. April 1980



		21. März: Dschungelbücher



		20. März: Nicht ganz da



		19. März: Deutsche Sonntagsstaatfamilienfotos



		18. März: Markt, Markt, Markt



		17. März: Die Landkarte



		17. März: Auslegung



		16. März: Á la baisse



		15. März: Das Herz der Demokratie



		14. März: Politische Gestimmtheit



		13. März: Über die AfD III



		12. März: Über die AfD II



		11. März: Über die AfD I



		10. März: Worst cases



		9. März: Die zwei Versäumnisse



		8. März: Sprachliche Demokratieverachtung



		7. März: Im Interzonenzug. Aus den Sowjet-Miniaturen meines Vaters



		6. März: Der Fischklau. Aus den Sowjet-Miniaturen meines Vaters



		5. März: Sächsischer Antifaschismus: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		4. März: Der Spezialwaggon: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		3. März: Wohnungsbau: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		2. März: Schiller, dialektisch: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		1. März: Hitler-Faschismus erklären: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		28. Februar: Tribunal: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		27. Februar: Brillenersatz: Aus den Sowjetminiaturen meines Vaters



		26. Februar: Do svidaniya: Aus den sowjetischen Miniaturen meines Vaters



		25. Februar: JETZT das Verbotsverfahren gegen die AfD eröffnen



		24. Februar: Widerliche Begriffe



		23. Februar: Widerliche Begriffe



		22. Februar: Widerliche Begriffe



		21. Februar: Widerliche Begriffe



		20. Februar: Widerliche Begriffe



		19. Februar: Widerliche Begriffe



		18. Februar: Widerliche Begriffe



		17. Februar: Widerliche Begriffe



		16. Februar: Widerliche Begriffe



		15. Februar: Widerliche Begriffe



		14. Februar: Ohnemichelei



		13. Februar: Enthemmung?



		12. Februar: Strategic window



		11. Februar: Mentalitätsschatten



		10. Februar: Über Sichtbarkeit



		9. Februar: Warum Menschen rechtsradikal werden,



		8. Februar: Wie Putin Krieg führt



		7. Februar: Und danach?



		6. Februar: De-Putinisierung



		5. Februar: Widerstand überleben



		4. Februar: Evangelikalfaschismus



		3. Februar: Die Routinen der Coolheit



		1. Februar: Die Tradition der Unterschätzung



		31. Januar: Die Ursache-Wirkungs-Umkehr der Ostermärsche



		30. Januar: Demokratie gegen Antidemokratie



		29. Januar: Technologieoffenheit



		28. Januar: Deutsche Atomgeschichte



		27. Januar: Die Gendergeschichte



		26. Januar: End of humanities



		25. Januar: Todeszonen der Demokratie



		24. Januar Dumme Sätze



		23. Januar: Dumme Sätze



		22. Januar: Dumme Sätze



		21. Januar: Dumme Sätze



		20. Januar: Dumme Sätze



		19. Januar: Dumme Sätze



		18. Januar: Dumme Sätze



		17. Januar: Dumme Sätze



		16. Januar: Dumme Sätze



		16. Januar: Dumme Sätze



		16. Januar: Die AfD muss verboten werden



		15. Januar: Was Chat GPT nie können wird



		14. Januar: Die Kraft des Meckerns



		13. Januar: Die Macht der eigenen Bilder



		12. Januar: Change management



		11. Januar: Windschatten



		10. Januar: Sammeln



		9. Januar: Psychologie?



		8. Januar: „Jeder vierte Viertklässler kann nicht richtig lesen“



		7. Januar: Besser schweigen von 1848/49



		6. Januar: Besser schweigen von der nationalen Demokratie 1848



		5. Januar: Die soziale Frage und 1848



		4. Januar: Gesellschaft statt Volk



		3. Januar: Ein Nationalstaat von 1848



		2. Januar: Mal nachfragen: Heimat



		1. Januar: Hitler zu verstehen



		Zwischen den Jahren 2023/24: 1960–2023: In der pädagogischen Provinz



		Im Springbrunnen: Aus der Pädagogischen Provinz II



		Der Fußball: Aus der Pädagogischen Provinz III



		Revolution: Aus der pädagogischen Provinz IV



		Schulbeginn 1975: Aus der pädagogischen Provinz V



		Soziales Lernen: Aus der pädagogischen Provinz VI



		Mitbestimmung: Aus der pädagogischen Provinz VII



		Das Cello. Aus der pädagogischen Provinz VIII



		Vor der Klasse. Aus der pädagogischen Provinz IX



		Mehrwert: Aus der pädagogischen Provinz X



		Scheiternde Einheit – scheiternde Demokratie? Rede zum Tag der deutschen Einheit 2024

		I



		II



		III: Ausblick









		Impressum









Page List





		5



		6



		7



		8



		9



		10



		11



		12



		13



		14



		15



		16



		17



		18



		19



		20



		21



		22



		23



		24



		25



		26



		27



		28



		29



		30



		31



		32



		33



		34



		35



		36



		37



		38



		39



		40



		41



		42



		43



		44



		45



		46



		47



		48



		49



		50



		51



		52



		53



		54



		55



		56



		57



		58



		59



		60



		61



		62



		63



		64



		65



		66



		67



		68



		69



		70



		71



		72



		73



		74



		75



		76



		77



		78



		79



		80



		81



		82



		83



		84



		85



		86



		87



		88



		89



		90



		91



		92



		93



		94



		95



		96



		97



		98



		99



		100



		101



		102



		103



		104



		105



		106



		107



		108



		109



		110



		111



		112



		113



		114



		115



		116



		117



		118



		119



		120



		121



		122



		123



		124



		125



		126



		127



		128



		129



		130



		131



		132



		133



		134



		135



		136



		137



		138



		139



		140



		141



		142



		143



		144



		145



		146



		147



		148



		149



		150



		151



		152



		153



		154



		155



		156



		157



		158



		159



		160



		161



		162



		163



		164



		165



		166



		167



		168



		169



		170



		171



		172



		173



		174



		175



		176



		177



		178



		179



		180



		181



		182



		183



		184



		185



		186



		187



		188



		189



		190



		191



		192



		193



		194



		195



		196



		197



		198



		199



		200



		201



		202



		203



		204



		205



		206



		207



		208



		209



		210



		211



		212



		213



		214



		215



		216



		217



		218



		219



		220



		221



		222



		223



		224



		225



		226



		227



		228



		229



		230



		231



		232



		233



		234



		235



		236



		237



		238



		239



		240



		241



		242



		243



		244



		245



		246



		247



		248



		249



		250



		251



		252



		253



		254



		255



		256



		257



		258



		259



		260



		261



		262



		263



		264



		265



		266



		267



		268



		269



		270



		271



		272



		273



		274



		275



		276



		277



		278



		279



		280



		281



		282



		283



		284



		285



		286



		287



		288



		289



		290



		291



		292



		293



		294



		295



		296



		297



		298



		299



		300



		301



		302



		303



		304



		305



		306



		307



		308



		309



		310



		311



		312



		313



		314



		315



		316



		317



		318



		319



		320



		321



		322



		323



		324



		325



		326



		327



		328



		329



		330



		331



		332



		333



		334



		335



		336



		337



		338



		339



		340



		341



		342



		343



		344



		345



		346



		347



		348



		349



		350



		351



		352



		353



		354



		355



		356



		357



		358



		359



		360



		361



		362



		363



		364



		365



		366



		367



		368



		369



		370



		371



		372



		373



		374



		375



		376



		377



		378



		379



		380



		381



		382



		383



		384



		385



		386



		387



		388



		389



		390



		391



		392



		393



		394



		395



		396



		397



		398



		399



		400



		401



		402



		403



		404



		405



		406



		407



		408



		409



		410



		411



		412



		413



		414



		415



		416



		417



		418



		419



		420



		421



		422



		423



		424



		425



		426



		427



		428



		429



		430



		431



		432



		433



		434



		435



		436



		437



		438



		439



		440



		441



		442



		443



		444



		445



		446



		447



		448



		449



		450



		451



		452



		453



		454



		455



		456



		457



		458



		459



		460



		461



		462



		463



		464



		465



		466



		467



		468



		469



		470



		471



		472



		473



		474



		475



		476



		477



		478



		479



		480



		481



		482



		483



		484



		485



		486



		487



		488



		489



		490



		491



		492



		493



		494



		495



		496



		497



		498



		499



		500



		501



		502



		503



		504



		505



		506



		507



		508



		509



		510



		511



		512



		513



		514



		515



		516



		517



		518



		519



		520



		521



		522



		523



		524



		525



		526



		527



		528



		529



		530



		531



		532



		533



		534



		535



		536



		537



		538



		539



		540



		541



		542



		543



		544



		545



		546



		547



		548



		549



		550



		551



		552



		553



		554



		555



		556



		557



		558



		559



		560



		561



		562



		563



		564



		565



		566



		567



		568



		569



		570



		571



		572



		573



		574



		575



		576



		577



		578



		579



		580



		581



		582



		583



		584



		585



		586



		587



		588



		589



		590



		591



		592



		593



		594



		595



		596



		597



		598



		599



		600



		601



		602



		603



		604



		605



		606



		607



		608



		609



		610



		611



		612



		613



		614



		615



		616



		617



		618



		619



		620



		621



		622



		623



		624



		625



		626



		627



		628



		629



		630



		631



		632



		633



		634



		635



		636



		637



		638



		639



		640



		641



		642



		643



		644



		645



		646



		647



		648



		649



		650



		651



		652



		653



		654



		655



		656



		657



		658



		659



		660



		661



		662



		663



		664



		665



		666



		667



		668



		669



		670



		671



		672



		673



		674



		675



		676



		677



		678



		679



		680



		681



		682



		683



		684



		685



		686



		687



		688



		689



		690



		691



		692



		693



		694



		695



		696



		697



		698



		699



		700



		701



		702



		703



		704



		705



		706



		707



		708



		709



		710



		711



		712



		713



		714



		715



		716



		717



		718



		719



		720



		721



		722



		723



		724



		725



		726



		727



		728



		729



		730



		731



		732



		733



		734



		735



		736



		737



		738



		739



		740



		741



		742



		743



		744



		745



		746



		747



		748



		749



		750



		751



		752



		753



		754



		755



		756



		757



		758



		759



		760



		761



		762



		763



		764



		765



		766



		767



		768



		769



		770



		771



		772



		773



		774



		775



		776



		777



		778



		779



		780



		781



		782



		4











OEBPS/images/cover.jpg
Historisch-politische Essays 2024

Rolf-Ulrich Kunze

Die Republik auf der Kippe





